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Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,am Freitag, den 10. März 1911.

Beginn 11 Uhr 50 Minuten.

1- Eingänge,
2. Antrag aus gemeinschaftlicher Sitzung der I. uud III. Fachkommissionzu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
«.) die Uebersicht über den Eisenbahnfundsund
1>) die Förderung von Vahnunternehmungen.

3- Antrag der III. Fachkommission zn der Petition des Kreises Gummersbach um Bewilligung
von Darlehen aus dem Klcinbcchnfonds zur Durchführung des Projekts der normalspurigen
Kleinbahn im Homburger Bröltal von Bielstein nach Hermesdorf bezw. um Beteiligung der
Provinz an dieser Bahn als Gesellschafter mit Staat und Kreis.

4- Antrag der III. Fachkommission zu dein Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltungnebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues,
Anlage v, Voranschlagüber die Einnahmen nnd Ausgaben beim Betriebe der dem Pro-

vinzialverbandegehurigenSteinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

5- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Zahlung des Wuhnungsgeldzuschusses an Provinzialbeamte.

6- Antrag der I. Fachkommission znm Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzml-
ausschuß und die Ientralverwaltungsbehörde für das Rechuungsjahr vom 1. April 1911 bis
31. März 1912.

"- Anträge der IV. und I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusfes
betreffend die Gewährung von Beihilfen zur Bekämpfungdes Heu- und Sauerwnrmes.

8> Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1911 bis 31. März 1912.

U- Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Bewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags.

"- Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmusem
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

^ Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die letzte Plenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses zu Ihrer

Einsichtoffen.
Als Schriftführer find in dieser Sitzung tätig die Herren Abgeordneten uon Wülfing

und von Schütz.
Ich habe Ihnen zunächstvon einigen Eingängen Kenntnis zu gebe».
Der Herr Abgeorduete Lueg entschuldigt sich für die ferneren Plenarfitzuugeuwegen Krankheit,
Sodann hat Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident heute eineu Erlaß des Herrn

Laudwiitschaftsmiuistersvom 3. März dieses Jahres mitgeteilt, wonach er Staatsgelder zur Hebung
der Winzernot bereitstellenwill unter der Voraussetzung,daß die Provinz den gleichen Betrag gibt.
Es ist daher noch eine Vorlage des Provinzialausschusseszu erwarten.

Meine Herreu! Ich schlage vor, diese Vorlage an eine Fachkommissionzu verweisen.
Es ist nur die Frage, an welche Kommission Sie sie verweisen wollen. Es würde wohl die Sache
vereinfachenund beschleunigen, wenn Sie die beiden Kommissionen,die ein Interesse an der Sache
haben, das ist die I. nnd die IV. Fachkommission, zusammenmit der Erledigung beauftragen wollten.
Es wird das auch im Interesse unserer Zeit das Beste seiu, damit die Kommissionen nicht getrennt
tagen müssen.

Das scheint nicht auf Widerspruchzu stoßeu. Ich überweise demnach die Vorlage der I.
und IV. Fachkommission zur gemeinsamen Beratung.

Weiterhin hat der Vertreter des Herrn Rechtsanwalts Dr. Franssen, Herr Referendar
Knipschaar in Gummersbach als Bevollmächtigter des LandesbansekretärsStrauch beantragt, dem
Beschwerdeführeruder seinen: Pfleger oder seinem Bevollmächtigten vor der Entscheidungüber die
Beschwerdein der Sitzung des Provinziallandtages zur mündlichen Ausführung Gelegenheit z«
geben. Diese Eingabe ist an die I. Fachkommissionüberwiesen worden, bei der mich die übrigen
Vorgänge in dieser Angelegenheitverhandelt werde».

Wir treten danu in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstandlantet:

Antrag aus gemeinschaftlicher Sitzuug der I. uud III. Fachkommissiv" z»
dem Bericht uud Antrag des Provinzialanss.chusses, betreffend

a) die Uebersicht über den Eisenbahnfouds uud
K) die Forderung von Bahuuuternehmungen,

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Görschen,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Görschen: Meiue sehr geehrten Herren! Der Pr^

vinzialansschuß hat beschlossen:Erstens der Pruvinziallcmdtag wolle den Kleiubahnfonds auf ^
Millionen Mark erhöhen; zweitens der Pruviuziallandtag wolle die vergleichende Ueberficht üue
das Verfahren der anderen Provinzen bei Förderung des Kleinbahnwesensznr Kenntnis nehmen-

Meine Herren! Was den ersten Puukt anlangt, so ist der Kleinbahnfunds, der aus
38 Millionen Mark gewachsen war, inzwischeu wiederum so stark in Anspruch genommenworden,
daß seine Erhöhung dringend erforderlichist. Bereits jetzt hat der Provinzialausfchuh vorbehal-
lich Ihrer Genehmiguug weitere 5 Millionen zugesagt, und es liegt noch ein Antrag des preise
Gummersbachvor, der die Ausgabesumme soweit erhöhen wird, daß vou den beantragten 50 Vlnuon
nicht mehr 12, sondern nur noch 5 Millionen Mark für neue Anträge bereit sein werde»,
sehen daraus, wie dringend das Bedürfnis nach solchen Unterstützungenist. .

Um den Iinfendienst zu leisten, sind 25 000 Mark in die betreffendeEtatsposition inen
eingesetzt worden, als das bisher der Fall war.
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Meine Herren! Ich glaube, daß Sie einstimmig, wie es anch die Fachkommission III
und die Fachkommission I getan hat, diesem Antrage zustimmenwerden. Bereits in seiner Er¬
öffnungsrede hat der Königliche Herr Landtagskommissariusdarauf hingewiesen,von welch wesent«
licher Bedeutung die Unterstützung des Kleinbahnwesensfür die wirtschaftlicheEntwicklung der
Nheinprouiuz ist, in seiner Etatsrede hat der Herr Landeshanptmanu nachdrücklichdiese Wichtigkeit
unterstrichen,und endlich hat der Etatsredner aus diesem Hause, Herr OberbürgermeisterVeltman,
als er nach Positionen Umschau hielt, bei denen Ersparnissemöglich sind, die für Förderung der
Kleinbahnen ausgeworfenen Beträge nicht bemängelt. Die betreffendeEtatposition erfreut sich
auch deshalb allseitiger Sympathie, weil sie allen Kreisen nnd allen Teilen der Provinz in
gleicher Weise zugänglichist. Es ist nämlich eine irrige Meinung, daß vorzugsweise die gebirgigen
Landkreise und Landgemeinden diesen Kleinbahnfundsin Anspruchnehmen. (AbgeordneterKrawinleli
Sehr wahr!)

Wenn Sie die Nachweisuug durchsehen, welche uns vorgelegt worden ist, so sehen Sie, daß
zehn Städte darin sind, die Beihilfen zu Kleinbahnen bekommen haben, Sie sehen ferner, daß es
gerade die Landkreise uud Landgemeindenin der Umgebunggroßer Städte sind, die solche Anträge
lallen, und Beihilfen erhalten haben. Ich uenue zum Beispiel die Landkreise Aachen, Bonn, Düren,
°u Kreise iu der Umgegend von Cöln, den Kreis Bernkastelfür seine Bahn nach Trier, uud andere,
"vrwiegeud handelt es sich um Bahnen, die iu der Nähe großer und wichtiger Verkchrszentren
gebaut sind. Und, meine Herren, wenn von hoher Stelle uns empfohlen und warin aus Herz
gelegt worden ist, hier in einmütigemZusammenwirkenvon Stadt und Land zur Schaffung neuer
wirtschaftlicher Werte beizutragen, dann möchte ich doch sagen, daß eines der wichtigsten Bänder,
ie Stadt und Land verbinden,die Bahn ist, die vom Landkreise in die Stadt hinein führt, die es

°em Städter ermöglicht, die Vorteile des Landlebens, für seine Gesundheit wie auch die Vorteile
für die Verwertung seiner Güter dnrch diese Bahnanschlüsse zu genießen, (AbgeordneterKrawintel:
^hr wahr!) wie sie auch dem Landbewohnerdie kulturellen und wirtschaftlichen Vergünstigungen
°er Städte erschließt.

Meine Herren! Deshalb möchte ich warm diesen ersten Beschluß des Pruvinzialausschusses
Ihrer freundlicheu Berücksichtigung empfehlen und bitten, ihm einstimmigzuzustimmen. (Bravo!)

Anders müssen wir uns freilich zu dem zweiten Beschlusse des Pruvinzialausschusscsstellen,
°°r dahin geht, die vergleichende Uebersicht über das Verfahren, das bei anderenProvinzen gewählt
'"°rden ist, lediglich zur Kenntnis zu nehmen.

^ Meine Herren! Die vergleichendeUebersicht erstrecktsich auf die Provinzen Westfalen,
wachsen, Hannover und auf die Bczirksverbände Wiesbaden und Cassel. Ich will die Bezirks-
Wbäude Wiesbaden und Cassel von der weiterenBetrachtung deshalb ausschalten,weil ihre kleineren
"erlMtuisse einen Vergleich mit den grußartigen Verhältnissen der Rheinpruvinz nicht gestatten,
obwohl ich sie auch als Beleg für das, was ich Ihnen hier vortragen will, anführen könnte.

Meine Herren! Wenn Sie aufmerksam diese Nachweisuug durchleseu, dann sehen Sie, daß
zunächsteinmal die anderen Provinzen erstens eiu gemischtesSystem der Unterstützunghaben,
°"s durch Darlehen, teils durch unmittelbare Beteiligung, daß sie zweitens auch dazu übergehen,

zu den Kosten des Grunderwerbes, der für staatlicheNcbcubahuen erforderlich wird, aus ihren
UembahnfondsMittel anfzuweudcu, und daß Sie es endlich drittens verstandenhaben, in ganz
außerordentlicherWeise auch den Staatskredit für solche Kleinbahnenin Anspruchzu nehmen, nnd
zwar mehr als die Rheinprovinz,

Meine Herren! Was die Frage der Aktienbetciligunganlangt, so möchte ich Sie hier
'"" kurz steifen.

1?*
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Die Fachkommission III glaubte Ihnen empfehlen zu sollen, den Provinzialausschuß zu
ermächtigen, in geeigneten Fällen auch einmal die unmittelbare Beteiligung zu wählen. (Abgeordneter
Krawinkel: Sehr richtig!) Daß die Fachkommission III dabei nicht an eine generelle Ermächtigung
gedacht hat, beweist am besten der Umstand, daß sie den Antrag des Kreises Gummersbachauf
Aktienbetciligungan der Bahn Vielstein—Hermesdorfausdrücklichabgelehnt hat. Wenn trotzdem
dem Ersuchen der Fachkommission I entsprechenddie Fachkommission III sich damit einverstanden
erklärt hat, die Frage der Mienbeteiliguug diesmal Ihuen nicht zur Beschlußfassungvorzulegen,
so ist das deshalb geschehen, weil wir uns wohl bewußt sind, daß Aktienbeteiligungein Schritt von
großer finanzieller Tragweite ist, und weil wir glaubten, dem Hanse damit nicht kommen zu sollen
in einem Jahre, wo es sich um eine Erhöhung der Umlagen für die Provinz handelt und wo auf
allen Seiten der Wunsch nach Sparsamkeit geäußert worden ist. (Bravo!)

Meine Herreu! Wenn ich auf den zweiten Punkt komme: Die Bereitstellung von Darlehen
auch zu Grunderwerbskosteufür staatlicheNebenbahnen,fo hat auch da die Fachkommission III dem
Ersuchender Fachkommission I nachgegebn! uud sich auch hier mit einer Absetzung für diese Tagung
einverstandenerklärt, aber nur, meine Herren, nnter ausdrücklicher Bezugnahme darauf, daß sowohl
der Herr Landeshauptmann als der Herr Vorsitzende des Pruvinzialausschussesin der Kommission
ausdrücklich erklärt haben, daß es den Kommunalverbändenunbenmumcu sein soll, sich bein Vor¬
handenseinbesonderer Umstände au den Provinziallandtag mit einem Antrage auf Gewährung eines
Darlehens zu Gruuderwerbskostenzu wenden, wie dies cmch bereits zweimal bei den Kreisen
Gummersbach und Waldbröl geschehen ist, die von Ihnen aus diesem Kleinbahnfondssolche Beihilfen
erhalten haben. Nach dieser Erklärung haben wir uus damit einverstandenerklärt, daß auch dieser
Punkt für diese Tagung aus der Erörterung ausscheiden soll.

Meiue Herren! Viel wichtiger ist uns augenblicklich der dritte Punkt. Das Studium
der Nachweisungen hat nämlich die ganz erstaunliche Tatsache ergeben,daß in dem gleichen Zeitraum,
in dem die Rheinproviuz selbst 38 Millionen Mark für das Kleinbahuwesenanfgewandt hat, nur
1352 000 Mark vom Staat für Kleinbahuzwecke in der Rhcinprouinz aufgewendetworden sind-
Meine Herren, das gibt um so mehr zu denken, als die Rheinprovinz einerseits die steuerkräftigste
Provinz des Vaterlandes ist und den größten Auteil an den Staatssteueru hat, und als ste
andererseitsdie verkehrsreichste Provinz des Staates ist und die größte Menge von Bahnen jeder
Art baut. Sie werden mir zugeben,daß da ein großes Mißverhältnis vorliegt.

In Westfalen hat der Staat 5200 000 Mark anfgewandt, in Hannover über 1"
Millionen, in Sachsen über 7 Millionen. Während also in der Rhcinprovinz die finanziellen
Aufwendungenfür Kleinbahnzwecke das Dreißigfachevon dem betragen, was der Staat aufgewmde
hat, betragen die pruviuziellenLeistungenin den zwei anderen Provinzen dasselbe, was der Staa
aufgewendethat, in einer das Doppelte der Staatsaufwendungen.

Sie werden mir zugeben, daß eine solche Tatsache der III. Fachkommissiondie ernste
Pflicht auferlegte, zu erwägen, wie da Abhilfe geschaffen werden kann.

Meine Herren! Als wir uns auf den Weg machten, ein fulches AbHilfsmittel zu findet
geriete« wir in eine ausgezeichnete Gesellschaft, nämlich in die des verehrten Herrn LandeshauP ^
manns und des Herrn Vorfitzendendes Provinzialausschnsses. Diese haben nämlich bei Durchfi-H
der Nachweisung in die Nachweisuug selbst etwa folgendes hineingeschrieben: Wenn wir das Nesm a
von Westfalen uud von der Rheinproviuz vergleichen, so könnte es so scheinen, als ob die P"""'^
Westfalenmehr täte als die Rheinprovinz, weil sie höhere Zinsznschüsse an die Kommunalverbano
gewährt. Aber wenn die Rheinprovinz die ganze Vausumme darleiht und '/-> °/° Zinsen auf da
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Darlehen nachläßt, dann leistet sie ebensoviel,wie eine andere Provinz, die nur ein Drittel der
Bausummeleiht und ihren Komumnalverbäudeu1 >/2 °/n Zinszuschußgibt.

Hinter dieser Bemerkung steht dann noch: „Weitere Schlußfolgerungenergeben sich bei
den Vergleichen von selbst."

Wir haben uns die Freiheit gcuommeu, diese weitereu Schlußfolgerungenzu ziehen und
^hnen vorzuschlagen,daß, weuu die Provinz weniger uud dafür der Staat mehr in Anspruch
genommen wird, dann eine Prämie darauf gesetzt uud ein höhererZinszuschußgegeben werden soll.

Meine Herren! Wie ist denn jetzt das Verfahren? Es wird also ein Darlehen zu 4°/„
gegeben,uud die Provinz läßt darauf '/« °/° nach, gibt also das Darlehen in Wirtlichkeitzu
3 V« "/°. Nun gibt die Provinz bei einer Bansumme bis zu 1000000 Mark die ganze Bau¬
summe als Darleheu, bei einer Bausumme vou über 1000 000 Mark zwei Drittel der Bausummc
als Darlehen, Wir sagen nuu: Verweise doch die Kommunaluerbändeau den Staat! Um
<5hnen einmal an einem Rechenexempel klar zu machen, was wir »vollen, gebe ich folgende Beispiele:
Weuu eine Vaufmnme von 900 000 Mark als Darlehen erbeten wird, so wurden bisher diese
900 000 Mark zu 3,5"/« Ziuscu gegeben, das macht 31 500 Mark Zinsen jährlich. Ich möchte
«u», daß die Provinz aus dem Kleinbahnfoudsnicht 900 000 Mark, sondern nur 300000 Mark
gibt, aber nur 3°/« Zinsen, also jährlich 9 000 Mark fordert. Da der Staat sich mit feinen
Leistungen nach der Provinz richtet, so gibt er auch 300 000 Mark uud zwar ebenfalls zu 3"/,
Zinsen. Wir kommen dann, wenn das letzte Drittel vom Kommunnlverband selbst zu den Be¬
dingungen für gewöhulicheKommuualdarleheuaufgebrachtwird, zu dem Resultat, daß 600000 Mark
6" 3°/y und 300 000 Mark zu 4°/<> gegeben werden, was für den Kommuualvcrband eiue
Ziusleiftuug vou 30 000 Mark jährlich ausmacht, gegc« 31500 Mark bei dem frühere,!
Verfahren.

Wenn Sie also den Modus wählen, den wir Ihnen vorschlagen,dann hat einmal der
bedürftige Kommmmluerband ohne Mehrbelastung der Provinz einen Gewiuu von 1500 Mark
lührlich, und überdies behält die Provinz 300 000 Mark oder sogar 600 000 Mark in der Tasche,
d'e sie für andere wichtige Aufgabcu verwcudeu kann.

Wie sich die Rechnung bei Bansummeu von mehr als einer Million Mark gestaltet, will
"h Ihnen an dem Beispiele eiuer Bausumme vou 3 Millionen Mark zeigen. Bisher gab die
Provinz zwei Drittel der Bausumme, nämlich 2 Millionen Mark als Darlehen mit eiuem Zins-
"nchlnß von '/«°/u, also zu 3,5°/° Ziuseu, während der Kummunalverband sich nur eiu Drittel
s» dein für gewöhuliche Kvmmuualdarlehen üblichen Zinsfuße bei der Laudesbauk oder anderweit
verschaffen mußte. Das ergab einen Zinsendienstvon 110000 Mark.

Wir wollen mm, daß künftig die Provinz nicht 2 000 000 Mark, fondcru unr ein Drittel
d« Vausumme, also 1000 000 Mark mit 1°/« Iinszuschuß gewährt. Gibt der Staat dann nach
Wueu Grundsätzen das Gleiche,so muß der bauende Kommuualvcrband2 000 000 Mark mit 3 °/°
und 1000 000 Mark mit 4°/» verzinsen. Da sonnt bei dem neuen Verfahren der jährliche Zinsen-
Aenst mir 100 000 Mark ausmacht, spart der banendc Kommunalverbaud,ohne daß es der
Provinz uur ciueu Pfeuuig mehr kostet, 10 000 Mark jährlich, uud die Proviuz behält eiue Million
" der Tasche.

Meine Herren! Weuu der Herr Landeshauptmann nicht schon als unser Minister der
Mutlichen Arbeiten seine Freude darau habeu würde, daß durch Zuschüsse der Kleiubahneu der
'"«lehr ordentlichgefördert wird, su müßte seiu prcwiuzfisknlisches Herz doch vor Freude hüpfen,
°enn er su etwas hört. (Heiterkeit. AbgeordneterKrawiutel: Sehr gut!)
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Die Landesbankist diejenige, die dadurch profitiert und Mittel, die dadurch frei werden,
für andere Zwecke gewinnt.

Nun hat man uns gesagt: Diese Rechnung ist falsch, 50 Millionen Mark werden be¬
willigt, 50 Millionen Mark werden auch ausgegeben; statt daß wie bisher die Provinz ^2°/°
Zinsen zuschießt, wird verlangt, daß sie künftig l"/" znschießcu soll. (Sehr richtig!) Sie soll also,
wenn wir die ganze Summe von 50 Millionen nehmen, statt 250 000 Mark 500000 Mark
jährlich zusehen.

Meine Herren! Das ist ein Trugschluß, das kann in keiner Weise zugegeben werden.
Abgesehen davon, daß diese Zahl an sich falsch ist, weil jährlich mit 1"/° amortisiert wird, ist sie
auch darum falsch, weil wir den Antrag ja nur für die Zukunft und nicht für die Vergangenheit
stellen. Der Schluß ist aber auch deshalb irrig, weil der Staat sich nicht ausnahmslos dem Vor¬
gehen der Provinz anschließt, sondern sich vorbehält, seinerseitsdie Leistungsfähigkeitder darlehn-
nehmeudeuVerbände zu prüfen. (AbgeordneterKrawinkcl: Sehr wahr!) Es bleibt den Kommu¬
nalverbänden deshalb nach uuscrcu Vorschlägen auch nnbenommen, das bisherige Verfahren den»
ncueu vorzuziehen,damit kein Kommunalverbandsich künftig schlechter steht.

Aber, meine Herren, die eben erwähnte Auffassungkann auch aus folgendem Grunde vor
einer sorgfältigenPrüfung nicht bestehen. Wonach richtet sich der Klcinbahnfonds? Er richtet sich
nach der Höhe des Bedürfnisses an Kleinbahnen. Das ist die unbedingte Voraussetzung. Nur
wenn ein wirkliches Bedürfnis vorhanden ist, wird das ncne Verfahren einen etwas stärkeren Anreiz
zu seiner Befriedigung geben. Ich meine aber, es ist nur zu wünfchen, daß die eine oder andere
notwendigeKleinbahn schneller gebaut wird. (AbgeordneterKra Winkel: Hoffentlich!) Bei dem von
uns vorgeschlagenen Verfahren wird nicht so häufig der provinzielle Kleinbahnfonds erhöht werden
müssen, weil der Staat der Provinz einen Teil der Last abnimmt. Aber mm wollen wir uns doch
einmal wirklich nn das Beispiel der Herren halten nnd sagen: 50 Millionen Mark werden be:
dem einen wie bei dem anderen Verfahren aufgewendet, Visher waren aber die 50 Millionen Mark
zwei Drittel dessen, was insgesamt aufgewendet wurde, es würden dann also im ganzen für
75 Millionen Mark Kleinbahnen gebaut sein. Nach unseren Ideen find die 50 Millionen Mark
aber nnr ein Drittel der Bausnmme; dann würden also für 150 Millionen Mark Kleinbahnen
mit derselben Kapitalaufwendungder Provinz bei nus gebaut worden sein, nnd das, meine ich, l"
doch eine Sache, die uns alle nnr ernstlich freuen kann. (AbgeordneterKrawinlel: Bravo!) lluser
Kleinbahnfondsist doch keine Sparbüchse. Er ist doch dazu da, um den wirtschaftlichen Verkehr
zu fördern, und wer den Verkehr fördert, schafft ja mittelbar große wirtschaftlicheWerte. Wer
sollte das besser wissen als ich, der Vertreter eines armen Landkreises im Wcstcrwald. Früher
hieß es mit einer gewissen Verachtung, wenn uusere Westerwälder in die Nheiuebenchinabstiegen:
„I, das sind nur Leute vom Wald!" so arm uud eleud wareu sie. Aber seitdem preußische Staats¬
kunst nns durch Bahnen uud Straßen an die reiche Rheinebcncangeschlossen hat, steigt jedes Jahr
das Umlagesteucrsull,die Wohn- nnd Lebensverhältnissewerden besser und jedes Jahr werden die
Rekruten kräftiger. (Heiterkeit nnd Bravu! AbgeordneterKrawinkel: Sehr richtig!)

Meine Herren! Ich möchte damit schließen, daß ich die Beschlüsse der vereinigten KuM-
missionen aufs herzlichste Ihrer wohlwollendennnd zustimmendenBeschlußfassung empfehle. (Leb¬
hafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das Wort dem He"«
Landeshauptmann,
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Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Nach den Beratungen in der
I- und III. Fachkommissionhat die Verwaltung sich mit dem Vorschlage, wie er hier gemacht
worden ist, vollständig einverstanden erklärt. Weiteresbrauche ich ja wohl uicht hinzuzufügen.(Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist uicht weiter gewünscht worden. Ich schließe die
Verhandlung und frage deu Herrn Berichterstatter, ob er noch Ausführungen zn inachen hat?

(Berichterstatter Abgeordnetervon Görschen: Nein!)
Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Ich glaube, ich darf wohl ohne besondere

Abstimmung feststellen,daß der Vorschlag Ihrer vereinigten I. uud III. Fachkommission, wie Sie
lhn in der Drncksache Nr, 46 vor sich haben, Ihre Zustimmung gesunde» hat.

Wir gelaugeu dann zu Nr. 3 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreises Gnmmersbach
um Bewilligung von Darlehen aus dem Kleiubahnfonds zur Durchführung
des Projekts der uormalspurigen Kleinbahn im Hombnrger Bröltal von
Bielstein nach Hermesdorf bezw. um Beteiligung der Provinz an dieser
Bahn als Gesellschafter mit Staat uud Kreis,

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Görschen,dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter von Görschen: Meine sehr geehrten Herren! Der Kreis

Gummersbllch will eine Kleinbahn von 20 Kin Lange banen und bedarf dazu eiues Kapitals von
^160 000 Mark. Er hat uuu beschlossen, seinerseits die Kosten des Grunderwerbs in Höhe von

50 000 Mark aufzubringen und »veiter jährlich 8000 Mark für dieses Unternehmen aufzuwenden.
"le übrige Finanzierung des Unteruehmeus denkt er sich so, daß ein Drittel von Ihnen zu deu
>»> wesentliche!! üblichenBedingungen erbeten werden, also nuter ^2 «/<> Zinsnachlaß vorerst auf
" Jahre. Er wünscht nur eiueu kleiucn Vorteil wegen der Amortisation. ' Es soll in der ersten

^ett nicht amortisiert werden, und die zweiten 5 Jahre soll mit '/z«/« statt mit 1"/« amortisiert
werden.

Dieser Teil des Antrages des Kreises Gnmmersbach hat die Billigung des Provinzial-
"usschusses gefundenund dürfte damit ans unserer Beschlußfassung ausscheiden.

Der zweite Teil geht dahin: Da wir deu Rest uicht aufbringe» könuen, wiinfchcn wir
"'weder, daß sich die Provinz mit '/« «ls Gesellschafteran dieser Sache beteiligt und der Staat
°as dritte Drittel als Gesellschafterübernimmt, oder, wenn das nicht zu erreiche« ist, wünschen
m" ^ weiteres Drittel von der Provinz als Darlehen, vorläufig auf 5 Jahre unkündbar, unter
^seitigmig ^r Amortisation für diese 5 Jahre, und — das ist wesentlich — mit einem Zuschuß
"°" 2 °/° statt vou V^ °/°.
^, Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat deu zweite» Teil des Antrages abgelehnt.
^ bat gesagt, auf eine Aktieiibeteiligungkönne er sich nicht einlasse«; er müsse befürchten,daß
°°urch eine zu große Belastung der Provinz infolge der erhöhten Zinszuschüsseuud infolge der

^fallenden Amortisationsbcträge entstehen würde. Dagegen hat er bezüglich der Frage, ob Sie
" weiteres Darlehen von 720 000 Mark mit 2 °/» Iiusuachlaß geben wollen, dem Provmzial-
"wtag die E»tscheid»»ganheimgestellt.

h. Meine Herren! Ich will Sie hier nicht mit Einzelheiten ans dem Kreise Gnmmersbach
<, Mi,, Die Namen werden Ihnen ja zum großen Teil doch ««bekanntsein. Ich will mich
'"bemühen, der Sache eine etwas allgemeinereFass»»g zu gebe», umsomehrals ja der Herr
Wreter vo» Gummersbach vielleicht selbst noch das Wort zu der Sache ergreifen wird.
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Es handelt sich um ein Tal im Kreise Gummersbach,das nicht durch eine Bahn erschlossen
ist nnd das an seinem Ende, wo die öffentlichen Verkehrsadernanfangen, durch einen Höhenrücken
vom Verkehr abgeschlossenist. Es hat sich nun die Tatsache ergeben, daß in diesem Tal, das im
wesentlichenaus zwei Gemeinden, Maricnberghausen und Nümbrecht, besteht, ein steigender Rück¬
gang der wirtschaftlichen Verhältnisse entstanden ist. BedenkenSie, daß während 20 Jahren die
Bevölkerung um 8,8°/«, alfo um beinahe9°/», zurückgegangen ist; bedenken Sie, daß in einem kleinen
Orte jetzt über 70 Häuser leer stehen, daß immer mehr die Aevölkernng dieses Tales in das
Niederbergische abwandert, um dort lohnendenVerdienstzu finden, obwohl in der Heimat Granwacken
lagern und obwohl dort Gelegenheitzur Papierindustrie, Holzbearbeitung uud ähnlichemgegeben ist.

Meine Herren! Beinahe ein Schulbeispiel für die Wirkung der Eisenbahnen zeigt dieses
Verhältnis im Kreise Gnmmersbach, wenn man es mit dem Nachbartal — Wichl nnd Drabender-
höhe — vergleicht, wo ein Aufschluß durch eine Nebenbahn stattgefundenhat. Da hat sich in
demselbenZeitraum die Bevölkerung ständig vermehrt, da sind die Steuern ständig ganz enorm
gestiegen, in einem Orte um 240°/n.

Die für die Provinz interefsantestenZahlen, meine Herren, find aber mit die, daß das
nmlagefähige Steuersoll im Kreise Gummersbach, der ja besonders viele Bahnen bekommen hat,
auch durch Ihre Güte, von 264 000 Mark auf 390 000 Mark im letzten Jahrzehnt gestiegen ist,
daß an die Provinz statt 25000 Mark 53 000 Mark an Steuern abgeliefert worden find, und
daß, während früher die Beihilfen der Provinz das Aufbringen an Provinzialsteucru um 30- bis
40000 Mark überstiegen, jetzt die Stcuerleistuugcu au die Provinz höher find als die Beihilfen,
die die Provinz dorthin gewährt.

Meine Herren! Es war eine schwierigeAufgabe für die III. Fachkommission,zu dem
Antrage des Kreises Gummersbach Stellung zu nehmen. Wir wissen ja, daß dieser Wunsch nicht
zu den Grundsätzenpaßt, die für Beihilfen aus dem Kleinbahnfonds aufgestelltwordcu fiud. Wenn
wir gleichwohlzu einer warmen Empfehlung kommen, fu geschiehtdies einmal, weil wir Ihnen
sagen müssen: Nach den Erfahrnngen, die gerade im Kreise Gummersbach gemacht worden find,
sind doch die indirektenVorteile, die der Provinz entstehen,nicht zu unterschätzen;dann aber bitten
wir Sie, die Sache als etwas anderes anzusehen, nämlich als einen wirtschaftlichen Notstand, dem
abzuhelfenist, und dessen Abhilfe Sie künftig zu nichts verbindet. Denn ein Notstand ist eM
einmaliges außerordentlichesEreignis. Ich meine, ebenso wie Sie für die Vewuhner des Ahrtales
eingetretensind, wie Sie für die uutleidendeu Winzer eintreten, müssen Sie auch, aus dem Gedanken
heraus, daß hier ein Notstand vorliegt, fich für Hilfe erwärmen, wenn ein Tal unserer Heinmt-
provinz dadurch zu veröden droht, daß die ganze Bevölkernngfortzieht, uud weun dort die Boden¬
schätze unbenutztliegen bleiben.

Aus diesen Gesichtspunkten heraus hat die III. Fachkommission geglaubt, Ihnen empfehle«
zu könncu, ausuahmsweife auf diesen Wunscheinzugchen, um so eher, als wir auch den Eindruck
gehabt haben, daß der Provinzinlausschnß denn doch das Vorhandensein außergewöhnlicherVer¬
hältnisse anerkannt hat; sonst würde er die Sache uicht an den Landtag geleitet, sondern selbst
dazu Beschlußgefaßt habe», (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Ich stelle die Petition zur Debatte und gebe zunächst dem He"N
AbgeordnetenKrawinkel das Wort,

AbgeordneterKrawinkel: Meine sehr geehrtenHerren! Ich danke dem Herrn Referenten
für die warmherzigeEmpfehlung der Anträge der III. Fachkommission uud erlaube mir, zur Er¬
gänzung noch anzuführen, daß ich in einem Punkte nicht mit ihm einverstanden bin, daß nänmch
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der Pruvinzialausschuh nicht das Recht habe, einer dahin gehenden Anregung des Kreises Gummers-
bach zn folgen. Der Provinzialansschußist im Jahre 1903 am 17. Februar ausdrücklich ermächtigt
worden, derartigen Anträgen stattzugeben. Bei der großen Bedeutung, die diese Frage hat, und
bei ihrer Tragweite in gruudsätzlicher Hinsicht wie in Hinsicht darauf, daß man sich auf diesen
Vorgang berufen könnte, halte ich es für angebracht, in Ihre Erinnerung die Verhandlungen zu¬
rückzurufen,die im Provinziallandtage im Jahre 1903 darüber gepflogen worden sind. Der
Proviuzialnusschußhatte dem Provinziallandtage eine Vorlage gemacht, in der es ausdrücklich hieß-

„Ein Blick auf die bisherige Entwicklungdes Kleinbahnwescnszeigt, wie sich die Bahn-
Unternehmungenüberwiegend,ja fast ausnahmslos, in den leistungsfähigeren,in der Mehrzahl in¬
dustriellen Kreisen finden, wo sowohl der schon vorhandeneregere Verkehr das Bedürfnis unmittelbar
hervortreten ließ, wie auch das Privatkapital iu Erwartung eines geschäftlichen Vorteils sich ange¬
zogen fühlte.

Für unsere Provinz handelt es sich vorwiegend nur um Bahnen, welche für die ärmeren
Gegenden der Provinz in Betracht kommen, deren Rentabilität zweifelhaft ist und die für Unter¬
nehmer keinen Reiz bieten. Wenn auch nicht verkannt werden kann, daß solche Bahnen eine
größere allgemein-volkswirtschaftliche und daher viel bedeutsamere Aufgabe zu erfüllen haben, indem
su noch unerschlossene Gebiete dem Verkehr öffnen usw."

In einmütigerBeschlußfassung hat die III, Fachkommission, über deren Verhandlungen der
auch jetzt noch dem Hause angehörendeHerr Abgeordnetevon Laer als Berichterstatterhier Vortrag
h'elt, mid ebenso das Plenum des Provinziallandtages diese,» Antrage inhaltlich voll zugestimmt.

Gestatten Sie mir, daß ich mit Rücksichtauf die Bedeutung der Sache Ihuen die da¬
malige Erklärung des Herrn Berichterstatters verlese. Er nahm Bezug auf Nr. 2 der Vorlage
des Proviuzialausschusses,in der es heißt: „Der Provinzialausschnßwird ermächtigt in allen Fällen
W welchen die Königliche Staatsrcgicrung weniger leistuugsfähigeuKommunalverbändcnder Provinz
oder für erstere eintretenden Erwerbsgenofseuschafteu, sowie iu sonst geeigneten Fällen Beihilfen zur
Herstellungund zur Ausrüstung vou Kleinbahnen gewährt, ans Pruvinzialmittcln dieselbe Beihilfe
Wie der Staat unter den von der KöniglichenStaatsregieruug gestellten Bedingungenzur Ber-
s"guug zu stellen."

Der hohe Provinziallandtag hat infolge des Berichts des Herrn Berichterstatters der
Hl» Fachkommission aucrkauut, „daß eine Unterstützung des Klcinbahnwesensin derselben Höhe und
unter denselben Bedingungen, in derselben Weise" — meine Herren, das letztere bitte ich doch gauz
besonders zu beachten --------- „erfolgen kann, wenn Sie seitens des Staates im einzelnenFalle
zugesichertwird", und die Unterstützung des Staates ist sehr erheblich weitergehend, als wie sie bisher
°°u der Provinz geübt wurde.

Die Unterstützung des Staates besteht vielfach darin, daß ein erheblich höherer Zins-
zuschuß gegeben wird, am meiste» aber — nnd das ist der gewöhnliche Fall — darn,, daß der
^l"°t sich n„ d^ Aufbringung des Anlage- und Betriebskapitals beteiligt, daß er also zu einem
^ule Unternehmer wird.

Dieser Weg, den ich jetzt eben andeute, ist bereits vou der Provinz in einem Falle ein-
^Magen worden, der gleichfallsin der Ihnen vorliegenden Drncksnche erörtert wird, bei der Bahn
vierzig^Nüschfeld, bei der sowohl der Staat wie die Provinz sich je mit einem Drittel des An-
"Le. und Betriebskapitals in Höhe von 592 000 Mark beteiligt haben.

Daß dieser Weg nicht schon früher eingeschlagen wnrde, hat uns ciue gauzc Menge Geld
^kostet. D<>r Staat hat bisher etwa 50 Millionen Mark zur Uutcrstützuugdes Kleinbahnwesens
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ausgegeben, und von diesen 50 Millionen Mark war uns bis zn dem erwähnten Falle Merzig—
Büschfeld keine einzige Mark zugeflossen. Wir haben bis jetzt von den 50 Millionen nichts weiter
bekommenals die 592 000 Mark, und wenn sich der Provinzialausschuß nicht entschlossen hatte,
uuumehr auch unter den Bedingungenwie der Staat, eine Unterstützungdes Kleinbahnwesensein¬
trete» zu lassen, so würden wir auch in Zukunft an den jährlich etwa 8 Millionen betragenden
staatlichenZuschüssen gänzlich unbeteiligt bleiben.

Schon ans diesem Grunde hat der Provinzialausschuß geglaubt — und Ihre Kommission
ist darin mit ihm in Uebereinstimmung— daß eine weitergehende Unterstützung,als wie sie bisher
durch die Gewährung vou Darlehen mit '/^ °/o Zuschuß gewährt wurden sei, iu einzelnen geeigneten
Fällen eintreten müsse.

Trotzdem handelt es sich nicht um eiueu uubegrenztenSchritt, denn die Beteiligungen der
Provinz sollen nur bis zu derjenige« Hohe crfulgcu, wie der Staat sie eintrete,: läßt, und die
Summe, die der Staat dafür geben kann, ist ja gesetzlich begrenzt; von der Gesamtsumme,die
seitens des Staates zur Verfügung steht, kann immerhin nur eiu Teil auf die Rheiuprovinz
entfallen, so daß tatsächlich der Kredit, der für den Provinzialausschuß in Anspruch genommen
wird, eine ziemlich cuge Grenze hat. — — —

Die Beschlußfassung Ihrer Kommissionist eine einheitlichegewesen,und die Kommission
hat sich dabei auch iu voller Uebereinstimmungmit dem Provinzialausschuß nnd dein Herrn Ver¬
treter des Ausschusses befuudeu. Allerdings darf ich dabei nicht verschweigen, daß zunächst weiter¬
gehende Wünsche hervorgetreten sind, Wünsche wegen einer weitergehenden Unterstützung des
Kleinbahnwesens,daß diese Wünsche aber mit Rücksichtans die vielfach erwähnte augenblicklich
finanziell schlechte Lage bis auf weiteres und zurzeit zurückgestellt wurden, und daß die Kommission
schließlich einhellig zu der Ucberzengungkam, daß der vom Provinzialattsschnß vorgeschlagene Weg
ein richtiger Mittelweg sei, der einerseits ein tatkräftiges entschlossenes Fortschreiten auf dem Wege
der Unterstützungdes Kleinbahnbaues bedeute,andererseits aber die finanziellenKräfte der Provinz
nicht in übermäßiger Weise in Anspruchnehme.

Meine Herren! Es ist ein öffentliches Geheimnis, daß die III Fachkommission von eine»!
große» Teil des Plenums, besondersder städtischen Mitglieder dieser Vertretung als eine Landrats-
konnnissionangesehenwird, (Höet! Hört! Sehr richtig!) in der eigentlichnur ein Nanbzug auf
die Geldbörsender großen Städte ausgeübt werde. (Heitere Zustimmung nnd Oho!)

Meine Herren! Der Kommission,die damals dem Pruvinziallandtagc diese Vorlage gemacht
hat, gehörten aber auch sehr tüchtige, hervorragendeMitglieder der großen Städte au: Herr Ab¬
geordneter Neveu Du Munt, dann für Düsseldorf Herr Geheimrat H. Lucg, auch der He«
AbgeordneteKlotz war darin nnd der Vertreter von Crefeld, Herr Molenaar. Meine Herren, «ich
diese Mitglieder der Fachkommissionhaben sich damals einmütig auf den Vodcu der Vorlage de-»
Pruvinzialausschussesgestelltuud habe» ein weiteres getan, indem sie in der Vorlage des Provinzial°
nusschusscsdie Worte „in den Fällen" ersetzten durch die Worte „iu allen Fällen", nm eben
dafür zn furgcn, daß das Kleinbahnwesenweitere Unterstützungerhält.

Meine Herreu! Wir haben hier in den letzten Tagen über Meliorationen und innc«
Koluuisatiou verhandelt. Wer sich dessen bewnßt ist, mit welchem Eifer dafür nicht »nr die
Königliche Staatsregierung dnrch den Mund nnfercs verehrten Herrn Ober-Präfidentcn, fondern
auch Herr von Grootc ohne den Widerspruchirgend eines Mitgliedes dieses Hohen Hauses eingetreten
sind, der wird heute für diesen Vorschlag ans dem Kreise Gummersbach nicht nur die Gesichtspunkte
gelten lassen müssen, die 1903 geltend gemachtworden sind, fundern auch die neuesten Anschauungen
über innere Kolonisation.
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Als ich vor 50 Jahren in der Voltsschule saß, las ich ein Lesestück, über dem als Motto
stand: „Eine schöne Seele finden ist Gewinn, ein schönerer sie erhalten, doch der schönste und größte,
s'e, die schon verloren war, zu retten." Hier handelt es sich in Wirklichkeit um die Rettung eines
zurückgebliebenenLandesteils, einer der Gegenden, die tatsächlich schon in beängstigender Weise der
Entvölkerung verfallen sind. Die Gemeinde Marienberghausen, die hier beteiligt ist, zählte vor
^ Jahren zirka 40 «/» Einwohner mehr als heute. Ueber die Stenerbelastung hat der Herr
Berichterstattersoeben das Notweudigc mitgeteilt. Ich erwähne aber doch noch eine Zahl, um sie
^hnen als ein Charakteristik»« für die Belastung anzugeben, daß nämlich, wenn man die Steuer-
zuschlage, die etwa 400 °/<> der sämtlichen vom Staate veranlagten Steuern betragen, ans die
Einkommensteuer umlegt, man auf 1730 «/« dieser Zuschläge zur Einkommensteuer kommen würde,

Eine solche Steuer muß erdrückend für die dort Eingesessenenwirken und natürlichabschreckend
sur jedermann, der sich etwa geneigt zeigen sollte, sich dort anznsiedeln. Ich braucheIhnen daher
Deutlich kaum zu versichern, daß unter einer solchen Steuerlast eigentlich nur die notdürftigsten
nmmiinalen Bedürfnisse zu befriedigen sind, uud daß sehr viele Bedürfnisse nicht gedeckt werden können.

Wenn ich also die Frage so stelle: Handelt es sich hier um eiue öffentliche Aufgabe der
linieren Kolonisation, so glaube ich in dem Sinne des Mottos, das ich Ihnen vorhin genannt habe,
'Nlt Recht Ihr Herz rühren zu können nnd nun erwarten zu dürfen, daß Sie in diesem Falle
Nicht versagen werden.

Meine Herren! Es handelt sich hier nach den Ausführungen, die der Herr Landeshauptmann
"'seiner großen Gtntsrede gemacht hat, natürlich auch um den rechnerischen Standpunkt, (sehr
"chtig!) ob sich denn mm die Provinz etwas Derartiges leisten könne.

Der Herr Landeshauptmann ist mit größtem Nachdruck dafür eingetreten, keine uugemcsseucn,
unübersehbaren Ausgabe» zu bewilligen,für die der Haushaltsplan keine Elastizität besitzt. Gegen
>°lche Ausgaben müsse er sich grundsätzlich wehreu.

Meine Herreu! Schon 1903 uud auch in der I. Fachkommissionam gestrigen Tage
uurde dann noch der Gesichtspunktgeltend gemacht, daß man alle Ursache habe, anch die Staats¬

mittel in stärkeremMaße in die Provinz hineinzuziehen. Wenn Sie nun bcdenkcu, daß der Staat
"« anderen Provinzen mit seinen Segnungen aus dem alle Jahre bewilligten Fonds für die
uurderung des Klcinbahnwesensversorgt und bedenkt, dann ist die Rechnung etwas anders, als sie
er Herr Landeshauptmann zn machen beliebte. Die Provinz hat im letzten statistisch abgeschlossenen

"echnungsmhre 1999 ^mm Znfchuß aus eigenenMitteln von rund 102 000 Mark bewilligt.
Meine Herren! Wenn Sie sich das einmal in ein ziffernmäßigesVerhältnis zur Bevölke-

^"'8 umsetzen, so sind das 1 V2 Pfennig pro Kopf der Bevölkerung. Der Staat hat dagegenim
^°hre 190H annähernd 2 400 000 Mark zur Förderung des Kleinbahnwcseusals Zuschuß geleistet.

r hat 2,8? «/o des Kapitals zugeschossen, während die Rheinprovinz V- "/« zugeschossenhat Die
yeniprovmz hat zu den 2 400 000 Mark, die der Staat bewilligt hat, an ihrem Teile, ich

« °"be unbestritten behaupten zu dürfen, wenigstens500 000 Mark aus ihrer Tasche gezahlt, ohne
ih"m °^ ""^ '" bie Provinz zurückzuziehen.Wie uns damals die III. Fachkommission und
sckl ^"'^chatter ohne Widerspruchhier im Hause ausgeführt hat, macheu wir ein außerordentlich
'1 echtes Geschäft, iudem wir uns der Fürsorge des Staates uicht bedieucu,souderu uns einzig

' «Nein auf die Hergäbe von Darlehen Zu einem Ziusuachlaß von '/- °"> Men. Während der
ant alfo 2,«7 °/„ Zinsznschnßgewährt hat, hat die Provinz nur '/2 "/» gewährt.

sckl K ^"" Herren! Verzeihen Sie, daß ich den Tadel hier anssprechcnmuß, daß der Ve-
uß, den der Provinziallandtag damals einmütig im Jahre 1903 gefaßt hat, auf dem Papier
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stehen geblieben ist, und in die Prazis nicht umgesetzt worden ist. Wir müssen uns heute und seit
laugen Jahren in uuserer Heimat sagen: es geht ungefähr so, wie es mit den beiden von Heine
so schön charakterisiertenPolen aus der Polakei gegangen ist. Mit dem Hinweis ans den Staat
ist uns nicht genützt,weil der Staat erklärt: Die Provinz muß vorangehen,dann werde ich auch
sehr gern meine Unterstützungleisten. Die Provinz stellt diesen Antrag nicht, und so geht es denn,
wie es in den Heine'schen Versen heißt:

„Und weil keiner von den beiden,
Wollte, daß der andere für ihn zahlte,
Zahlte keiner von den beiden",

hier mit der kleinen Variation:
„Und weil jeder von den beiden wollte,
Daß der andere vor ihm zahle,
Zahlte keiner von den beiden."

So geht es uns daheim, und so ist es manchemanderen Kreise gegangen.
Der Herr Berichterstatter hat schon hervorgehoben, daß die Entwicklungdes Kleinbahn¬

wesens in der Rheinprovinz sich überwiegendin den großen Städten oder in nächster Nähe und m
der Umgebungder großen Städte und Kreisstädte vollziehe,während die damals erhoffte Wirkung
der Beschlußfassung des Provinziallandtages auch seitdem nicht eingetreten ist. Darum rufe ich Sie
in der Notlage, in der fich dieser Teil des Kreises Gummersbach befindet, auf den Plan uud bitte
Sie, dem Antrage des Kreifes Gummersbach zuzustimmen,und, wenn Sie das nicht tun wollen,
wenigstensden Antrag der III. Fachkommission anzunehmen.

Meine Herren! Ich weiß und habe es vorhin schon cmgedentet,mit welchen Empfindungen,
mit welchen Regungen besonders die Vertreter der großen Städte diese Vewegnng ansehen. S>c
vergessen vielfach, daß die Nheinpruuinz auch ihrerfeits für die großen Städte bedeutende Aufwen¬
dungen macht. Denken Sie nur an die gewaltigen Summen, die für die Provinzial-Heil- Mw
Pflege-Anstalten und für die Fürsorgeerziehung zum großen Teile, ja zum relativ größten Teue
ebenfalls den Städten zugute kommen. Aber wenn Sie das fchon nicht gelten lassen wollen, 1°
bedenkenSie: Wir möchten hier nicht um Almosen betteln, sondern nm die Beteilignug der
Provinz bei werbendenAnlagen, von denen wir die allerbesteZnversichthaben, daß sie nut der
Zeit zu dankenswerten,nützlichen, auch für die Provinz fcgensreichen Ergebnissenführen werde».

Der Herr Berichterstatter hatte die Freundlichkeit hervorzuheben, daß die Ergebnisse M
den benachbartenTeilen des Kreises günstig gewesen sind. Es ist gar keine Frage, daß das ans
die Leistnngsfähigkeitund die Steuerkraft, wie auf die sonstigen wirtschaftlichen Verhältnissefehl
fegensreich gewirkthat.

Meine Herren! Wenn Sie das aber auch noch nicht einmal als genügenderachtensollten,
dann führe ich Ihnen noch eins nn, was nach meiner Ueberzeugungauch iu diefer Stunde gcM
werden muß. Wem, schon der Provinzialausschnß von der Ermächtigung, die ihm hier gegeben
worden war, keinen Gebrauch gemachthat, so liegt doch eine andere Tatsache vor: daß er sich "'
Jahre 1905 bei der Frage der rheinisch-westfälischen Wasserstraßen mit einer großen Kapiw/
beteilign»«, ins Zeug gelegt hat, einer Kapitalbeteiligunginsofern, als er nämlich eine Züisgaran
für einen großen Teil des Kapitals, das zn den Wasserstraßenin Rheinland und Westfalen er¬
forderlich gewesen ist, übernommenhat.

Meine Herren! Wenn das damals im Betrage von rnnd 880 000 Mark für die Großen
geschehen ist. dann tnn Sie hier einmal ein gutes Werk für die Kleiucu. Dort ist es geschehe"
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fiir die Großen mit all ihrer gewaltigenMacht, es geschehe endlich mich für die Kleinen, die sich
kaum über Wasser halten können und die geradezueiueu Verzweifluugskampfums Dasein führen.

Meine Herren! Man weiß doch nirgends besser als am Rhein, wie dringendnotwendigder
Verkehr uud die Aufgaben sind, die zur Befriedigung des Verkehrswesens dienen. Wie hatte man
sich hier beispielsweiseum die Hintanhaltung der Schiffahrtsabgaben bemüht, und das Hundert¬
fache dessen, was in der Schiffahrtsabgabe von den Interessenten gefordert wird, müssen uusere
«eiueu Industriellen daheim tragen, das hundertfachean Vorausleistungenan die Provinzialstraßcn-
verwaltung, die tatsächlich von einen: kleinen Unternehmerim vorigen Jahre 1400 Mark gefordert
hat. Daß das bei solchen Verhältnissen erdrückend wirkt, ist kein Wunder. Dazu kommt die un¬
glückliche Lage der Landwirtschaft in diesem Bezirke, die tatsächlichauch nicht aus und ein weiß,
die ihre Produkte nicht absetzen kann nnd bekanntermaßenauch mit hohen Löhnen zu rechue» hat.

Meine Herren! Wenn Sie das alles erwäge», dann müssen Sie meines Erachten» hier
Billigkeit walten lassen uud diesem armen Landesteile durch die Zustimmung zu deu Ihnen vor¬
gelegten Anträgen aufhelfen. Es handelt sich um eine Notlage. Man hat in früheren Jahren
unendlich viel von der Unrentabilität der Nebenbahnengesprochen. Die Kleinbahnenhaben dieselben
Aufgaben zu erfülle,,. Das Gerede von der Unrentabilität der Nebenbahnenhat langst aufgehört.
^ haben zn den, wirtschaftliche,, Aufschwünge uusercs Vaterlandes und unserer Rheinprovinz in
hohem Maße beigetragen. Die Kleinbahn, die hier vorgeschlagenworden ist, soll das auch tun,
und wird es mit Bestimmtheit tun. Die große Zoll-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, die das
Deutsche Reich seit uunmehr 30 Jahren getrieben hat, die Verkehrspolitik,die der preußische Staat
M Jahren führt, und auch die Steuerpolitik, die er seit 30 Jahren geführt hat, haben zum Segen
es Preußischen Vaterlandes gedient und eine unvorhergesehene, großartige, staunenswertewirtschaft-

"che Entwicklungnnd Leistungsfähigkeitherbeigeführt.
Meine Herren! Solange wir die Disziplin in unserer Arbeiterschaft aufrecht erhalten.

Mange wir noch tüchtige Unternehmerhaben, wird auch das preußische Volk seinen Stand behaupten
und durchkommen.Aber es hängt ab von der Verkehrspolitik,insbesondere von den Bahnen. Hier
M eine Gelegenheitgegeben, nun mich den rückständig gebliebenen Teilen das Wohlwollen nnd die
"erücksichtigung zuteil werden zu lassen, ohne die sie nicht fortkommen können, ohne die Sie eines
schönenTages in die Lage kommen werden, dort in derselben Weise wieder zu kolonisieren, wie Sie
°as in dem Hohen Venn mit Ihren, Kapital vorhaben. Dort sollen nun 150000 Mark für
^5 IiH Preisgegeben werden, als Verlust gebucht werden. Sie könntendas ganze Gebiet bei uns für
°en entsprecheuden Betrag ankaufen und ohne weitere Umstände zur Kolonifationzur Verfügung haben.

Halten Sie doch den Jungbrunnen offen, von dem der Herr Ober-Präsident gesprochen
hat, und den auch soeben der Herr Berichterstatter erwähnt hat, uud sorgeu Sie dafür, daß der
lotlage abgeholfenwird. Es wird nicht nur nicht zum Schaden, sondern zum großen Nutzen der

Provinz dienen. Es ist keine Frage, daß die wirtschaftlicheEntwickelungunserer verschiedenen
preise dahin drängt: In den großen Städten eine gewaltigeZuuahme der Bevölkerung mit den
'Mnen, aber auch den bösen Seiten, auf dem Laude eine gefährliche Abwanderung mit den aller-
vedeuklichstenKonsequenzen.

Darum bitte ich Sie dringend: Folgen Sie dem Antrage, den der Kreis Gummersbach
stellt hat, und, wenn Sie das nicht für notwendig oder augebrachthalten, trotzdem die Vorlage
"°s Provinzialmisschussesund der einstimmige Beschluß des Landtages von 1903 vorhanden sind
"" bann stimmen Sie wenigstens dem Eventualantrage, den die III. Fachkommissiongestellt hat,
ö«- (Beifall.)
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Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Seine Exzellenzder Herr Landtagskommissarius.
Königlicher LandtagskommissariusOber-Präsident, Staatsminister Freiherr von Rhein-

baben: Meine Herren! Es handelt sich um einen Antrag des Kreises Gnmmersbach,beziehentlich
um einen Antrag Ihrer III. Fachkommission, die auf verschiedene Weise diese Bahn von Bielstein
nach Hermsdorf durch die Provinz zu unterstützen beabsichtigen,um auf diese Weise allein die
Durchführung der Bahn zu ermöglichen.

Ich glaube, es dieut dem sachlichen Interesse, wenn ich mich auf diesen einen Punkt be¬
schränke. Ich erkenne dankbar das lebhafte Interesse an, das der Herr Vorredner der Angelegenheit
gewidmethat. Gerade weil ich mit ihm wünsche, daß der Nahn die Unterstützungzuteil wird, die
ihr not tut, will ich mich auf diesen Punkt beschränken uud daher weder auf die Beschlußfassung
des Proviuziallaudtages vom Jahre 1903 eingehen, noch auf die Iufammcnsetznngder III. Kom¬
mission,noch auf die Volksschuleriunerungeudes verehrten Herrn Abgeordneten (Heiterkeit), noch
gar auf die rheinisch-westfälischen Wasserstraßen und schließlich auf die Erhaltung unseres ganzen
liebeu Vaterlandes in seinem Nahiungsstande.

Ich glaube, daß unser verehrtes Vaterland, unser liebes Vaterland von der Bahn, von
der der Herr Vorredner sprach, nicht ganz so abhängig ist, wie er es dargestellt hat. (Heiterkeit.)

Aber, meine Herren, lafsen Sie mich znr Sache zurückkehren;ich stehe vollkommen auf
dem Standpunkte des Herrn Vorredners und befürworte angelegentlich,daß Sie der Bahn die
Unterstützunggewähren mögen, die die III. Fachkommission Ihnen vorgeschlagen hat.

Ich will auf die Frage uicht eingehen, ob der Beschluß oder vielmehr die tatsächliche
Uebung richtig ist, daß sich die Provinz an solchen Bahnen grundsätzlich mit Aktien nicht beteiligt.
Wie der Herr AbgeordneteKmwinkelganz mit Recht hervorgehobenhat, geht der Staat in dieser
Beziehung viel weiter. Er beteiligt sich sehr häufig mit Aktien an Bahnen in Gebietsteilen, d:e
wirtschaftlichder Hebnng bedürfen, bringt also sehr viel größere Opfer, als indem er nur einen
bestimmtenZinsnachlaß gewährt.

Die Praxis ist hier in der Provinz anders.
Um der Sache nicht schädlichzn sein, will ich mich durchaus nicht auf diese allgemeine

Erörterung einlassen. Das würde nur vom Wege abführen und uns nicht viel nutzem Ich betone
nur, daß der Staat in dieser Beziehung weitergeht.

Aber es kommt ja gar nicht darauf an, ob die Provinz in der Form der Aktienüberuahme
oder in der Form eines Zinsnachlasscs zweckmäßig diese Bahn zustande bringt. Die Hauptsache
ist doch, daß sie zustande kommt. (AbgeordneterKmwinkel: Sehr richtig!)

Ich glaube, mich der Hoffnung hingeben zn dürfen, daß die Bahn auch dann zustande
kommt, wenn nach dem Antrage der Fachkommissionverfahren wird, also zwar keine AttleN-
beteiligung eintritt, aber ein wesentlicher Zinsnachlaß.

Meine Herren! Ich kann mich auch meinerseitsder Würdigung voll anschließen, die der
Herr AbgeordneteKmwinkeldem Bahnunternehmcn hat angedeihenlassen. Ob die Reimten ftäner
werden, wie vorhin der verehrte Herr Vorredner angeführt hat, dafür will ich keine Garantie übe^
nehmen. (Heiterkeit,) Aber, meine Herren, das ist sicher, daß es sich hier um einen Gebietstel
unserer Provinz handelt, der dringend der öffentlichen Unterstützung, nameutlich auch aus Mittel
der Provinz, bedarf. Diese klimatisch ungünstiggestellten,weit von dem großen Verkehr abgelegene»
Gebietsteile können in ihrem wirtschaftlichen Zustande nur gehobenwerden, wenn sie durch 2MN
nn den große» allgemeinenVerkehr angeschlossen werden.

Meine Herren! Sie alle wissen, wie in diesen gebirgigen Teilen, hier im Kreise Gummers-
bach, eine kleine, sehr parzellierte Landwirtschaftden Kampf ums Dafein führt, (Abgeordneter
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Krawinkel: Sehr richtig!) und wie dieser Kampf beinahe noch schwerer ist als für die vereinzelte
in diesen Gebirgstälern liegende Industrie, Wenn man das sieht, wie diese einzelnenIndustrien,
die weit ab von der Bahn gelegen sind, alle ihre Rohmaterialien, selbst die Kohlen per Achse
anfahren müssen (AbgeordneterKrawinl'el: Sehr richtig!) und ihre ganzen Fabrikate wiederum per
Achse auf weiten Wegen bergauf, bergab au die Bahn bringen müssen, so ist überhaupt die Fort-
elistenzdieser kleinen Industrie eigentlich nur erklärlich durch die gottlob in diesem Kreise vorhandene
Liebe zur Scholle nnd zum väterlichen Besitze. (AbgeordneterKrawiukel: Sehr richtig!) Die
kleine Industrie iu diesen Gebirgstälern zu erhalten und damit der ganzen Bevölkerunghoffentlich
auch eine Quelle künftig steigenden Wohlstandes, das halte ich für eine wichtige Aufgabe.

Ich meine, eine solche Bahn wie im Kreise Gummersbach muß in der Tat unter eiuem
anderen Gesichtswinkelbetrachtet werden als sonst die Kleinbahnen in wirtschaftlichgünstigen
Gebietsteilen. Hier handelt es sich mehr oder minder um eine Notstandsaktion, um eine Aktion,
die dazu bestimmt ist, von der Natur miuder begünstigtenTeilen der Rheinprovinz zu Hilfe zu
kommen, nnd da ist es anch, glanbe ich, berechtigt, einen solchen Ziusuachlaß zu gewähren, wie es
hier beantragt worden ist.

Der Provinziallandtag hat ja vollkommen die Entscheidung in der Hand, ob er in ähn¬
lichen Fällen eine Beihilfe gewähren will. Ich glanbe, dazu wird es einer sehr eingehenden
Prüfung im einzelnenFalle bedürfen; aber ich glanbe, alle die Heeren, die die Verhältnissekenneu,
werden mir und dem Herru Referenten durchaus bestätigen, daß es sich hier in der Tat um eine
-"«hn handelt, die einer besonderen Beurteilung bedarf, in einem Gebietsteile, der eine besondere
Unterstützungnötig hat, uud deswegen kann ich mich auch meinerseitsnur dringend dafür aus-
sprechen,daß Sie die Güte haben mögen, den Antrag der III. Fachkommission anznnehmeu.(Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterKlotz.
Abgeordneter Klotz: Meine Herren! Ich gehöre seit vielen Jahren der III. Fachkommission

a»< Wie Sie wissen, ist diese Fachkommission, weuu ich mich zart ansdrückeu soll, stets sehr gebe¬
freudig, wo es sich um Zuschüsse au leistungsschwache Kreise handelt, und zwar aus dem Gründe,
Weil die Mehrzahl der Mitglieder ebenfalls leistuugsschwache Kreise vertritt. Während sonst aber
alle anderen Anträge mit 13 gegen 2 Stimmen angenommenwurden, auch die vorhin hier vorge¬
tragenen, die nachher vuu der I. Fachkommission entweder ganz beseitigt oder auf das richtige Maß
zurückgeführt worden sind (Heiterkeit),hat sich bei diesem Antrage in derselben Fachkommission doch
e'ne Anzahl von 6 Mitgliedern gefunden, die dagegen gestimmthaben. Meine Herren, das läßt
tlef blicken. Die Herren sind also zu dem Resultat gekommen,daß es sich hier doch nicht um
nne einmalige Gabe handelt, sondern um eine prinzipielle Frage.

Ich habe den Auftrag, die Minorität zu vertreten, was mir allerdings jetzt durch die Aus¬
führungen Seiner Exzellenzsehr schwer gemacht ist. Aber ich muß diesen Auftrag doch ausführen.

Wir haben uns gesagt: Wir wollen ja gern den Gummersbachernhelfen, aber auf die
""eise, wie es hier vorgeschlageuwird, geht es doch uicht; denn was wir dem einen Kreise be¬
willigen, müssen wir nachher auch den anderen, die dann kommen, genehmigen. (Sehr richtig).
H" finanzielle Tragweite läßt sich eben gar nicht übersehen.

Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat ja heute »niedereine seiner herzbewegenden Reden
gehalten, die uns stets allen sehr nahe gehen. (Heiterkeit.) Früher war das immer bei den Zu«
'Mssen zu den Wegebanten der Fall. Nachdemwir uns jetzt einmal dahin geeinigt haben, jährlich
^0 000 Mark au leistungsschwache Gemeindenfür den Wegebau zu gebeu und anf diesem Gebiete
"lsu vorläufig weiter uichts mehr zu holen ist, wiederholen sich nun dieselben Anforderungenund
klagen bei den Zuschüssen zu den Kleinbahnen.
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Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat damit geschlossen,daß er gesagt hat, „es solle doch
endlich einmal etwas für die Kleinen geschehen".Nun, meine Herren, die Minorität der III. Fach¬
kommission,der ich meistenteils angehöre, steht gewiß nicht auf dem Standpunkte, daß man den
Bedrängten nicht helfen soll. Im Gegenteil, wir wollen das gern tun, wir wollen nicht sklavisch
abmessen,was denn nun der eine gibt und der andere bekommt; denn dann hätte ja der ganze
Provinzialverbnnd keinen Zweck; er ist ja der größte Zweckverband, den wir uns denken können,
(AbgeordneterKrawinkel: Sehr richtig!) Aber es muß doch alles seiue Greuzeu haben, es muß
doch die Kirche im Dorf bleiben, uud der Herr Abgeordnete Krawinkelkann sich besondersbezüglich
seines Kreises nicht beschweren.

Der Herr Landeshauptmann hat mir hier eine Aufstellung gegeben. Danach hat der
Kreis Gummersbach im Jahre 1907 an Steuern gezahlt 38 005 Mark, an Zuschüsseu bekommen
54182 Mark, im Jahre 1908 hat er an Steuern bezahlt 42 077 Mark, an Zuschüssen erhalten
51956 Mark, im Jahre 1909 hat er an Steuern gezahlt 45914 Mark, an Zuschüsseu bekommen
54 410 Mark, und erst im letzten Jahre 1910 hat sich dies Verhältnis etwas gebessert, indem in
diesem die Steuern 46 443 Mark betragen, die Zuschüsse dagegen nur 38 800 Mark. Der Kreis
Gummersbach hat also jedenfalls in den 4 Jahren an Steuern nur 172 439 Mark bezahlt und
au Zuschüssen189 348 Mark erhalten, hat also rnnd 17 000 Mark mehr Zuschüsse bekommen,
als er Steuern bezahlt hat. Da meine ich, sollte der Kreis Gummersbach sich wirklich uicht be¬
klagen können.

Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat ferner ausgeführt, es wäre ja im Jahre 1903 vom
Landtag ein Beschluß gefaßt worden, welcher dem Provinzialausschuß bezüglich der Unterstützung
von Kleinbahnen die weitgehendsten Befugnisseeinräumt. Aber, meine Herren, er konnte uns nicht
mitteilen, daß das nun ein Obligo, eine Verpflichtung für den Provinzialansschuß ist, sondern
es steht nur darin, daß eine derartige Fürsorge erfolgen kann. Es steht auch nicht darin, daß der
Zuschuß bis zu 2 "/« gehen darf, und darin liegt gerade das Bedenkliche, daß hier nun zum ersten
Mal 2 °/° von der Proviuz zugefchossen werden sollen. Das hat eben die Minorität bewogen,
dagegen zu stimmen, weil sie sich gesagt hat: Fangen wir hier einmal an, dann wissen wir gar
nicht, was es für ein Ende nimmt.

Ich würde also gar nichts dagegen haben, wenn wir dem armen Kreise Gummersbach
noch weitere Dotationen und dergleichen geben wollen, natürlich vorausgesetzt,daß daun die andere
Kreise, die leistungsfähigersind, etwas weniger bekommen als bisher. (Heiterkeit.) Aber daß wn
in der vorgeschlagenenWeise helfen, fcheint mir doch sehr bedenklich zu sein. Hier heißt e
wirklich: „prineipiig obsta!"

Meine Herren! Ich will uicht auf das noch näher eingehen, was Herr Krawinte
vorher ausgeführt hat, daß nämlich die Städte fu außerordentlichviel von der Provinz bekämen-
Ich will mir ganz kurz darauf wenigstensetwas erwidern.

Er hat gesagt, „zu deu Wasserstraßenwären 880 000 Mark bewilligt worden, und alle
die Heilanstalten bekämen ihre Pfleglinge doch hauptsächlichaus den großen Städten". Das '!
zwar sehr „schmeichelhaft"für die großen Städte, aber ich glaube, daß doch auch vom Lande au
die Heilanstalten und die Fürsorgeaustalteu verhältnismäßig ebenso bevölkert werden wie von de
Städten, Also ich kann das nicht gelten lassen. ^

Ich möchte aber auch noch auf das hiuweiseu?was ich vorhin schon gesagt habe, p
leistungsschwache Kreise jährlich 830000 Mark aus Prouinzialfonds erhalten, von denen doch "
leistungsfähigenVerbände absolut keinen Pfennig bekommen.
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Wir haben ferner bei der Etatsrede des Herrn Landeshauptmanngehört, daß die Provinz
für Wege jährlich 4 Millionen Mark mehr ausgibt, als andere Provinzen, und zwar deshalb, weil
wir leine Kreisstraßen haben, wir also das, was in anderen Provinzen die Kreise bezahlen, von
der Provinz aus bezahlen müssen.

Meine Herren! Das ist auch eine große Unterstützungdieser Kreise, von der die Mittel-
und Großstädte ja absolut nichts haben.

Ich will jedoch den Vergleichnicht weiterziehen. Ich mußte nur etwas darauf eingehen,
weil Herr Krawinkel das angeschnitten hat. Ich glanbe, daß die Städte bei derartigen Vergleichen
durchaus ungünstiger abschneiden würden. Aber ich betone nochmals,daß wir gar nicht diesen
Vergleich ziehen wollen. Wir wollen vielmehr gern den Bedrängten helfen, ob aber der vorge¬
schlagene Weg richtig ist, erscheint uns sehr zweifelhaft, weil es sich eben um eine prinzipielle
Frage handelt.

Ferner, meine Herren, ist die formelle Frage aufgetaucht,ob nicht ein derartiger Antrag,
wie der vorliegende,zunächst an die I. Fachkommission verwiesenwerden muß. Denn ein solcher
Beschluß würde, wenn Sie ihn so fassen würden, wie er vorgeschlagen wird, weit über das hinaus¬
gehen, was Sie vorhin generell beschlossenhaben.

Danach sollte höchstens 1°/» Zuschuß gewährt werden und hier weiden 2°/» verlangt.
In ß 28 a der Geschäftsordnungsteht:
„Beschlüssevon Landtagskommissiouen,welche dem Provinziallandtage die Aufwendung

von Provinzialmittcln vorschlagen, die in den von dein Provinzialausschussevorgelegten Haushalts¬
plänen oder sonstigen Vorlagen nicht oder in abweichender Höhe vorgesehen sind, gehen vor der
Beratung im Plenum des Proviuziallandtages zur Vorberatung inbezug auf die finanzielleSeite
zunächstnoch an die Fachkommission, zu deren Geschäftsbereich die allgemeine Finanzverwaltunggehört."

Es handelt sich hier nun um eiue Vorlage, die nicht in den Haushaltsplänen steht, und
b'° sich auch nicht unter den sonstigen Vorlagen des Provinzialausschussesbefindet. Ich und mit
wir verschiedeneHerren, mit denen ich gesprochen habe, stehen daher auf dem Staudpunkt, daß,
wenn Sie nicht von vornherein den vorliegendenAntrag ablehnen wollen — und ich würde es ja
"Uch bedauern, wenn sich nicht ein anderer Weg finden ließe, dem Kreise Gummersbachzu helfen,
^ schließe mich in dieser Beziehung durchaus den Worten Seiner Exzellenzan — Sie wenigstens
diesen Antrag der III. Fachkommissionnoch einmal an die I. Fachkommissionzurückverweisen
"Mn. Ich möchte das hiermit beantragt haben, (Beifall,)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
. LandeshauptmannDr. von Renvers: Meine Herren! Aus den Ausführungen des Herrn
Abgeordneten Krawinkel und aus den Ausführungen des Herrn Staatskommissars habe ich eigentlich
entnehmen müssen, als wenn der Provinzialausschnß sich gegenüberden Kleinbahnnnternehmungen
"lehnend verhalten oder sie nicht hinreichend berücksichtigt hätte. (Sehr richtig!) Ich möchte
"«mal feststellen, daß das nicht der Fall ist. Die Herren aus dem Kreise Gummersbach sind
wiederholtbei mir uud bei anderen Mitgliedern des Provinzialausschussesgewesen,und wir sind
Men soweit entgegen gekommen,wie wir das irgendwie tun konnten. Wir haben uns durchaus
"cht ablehnend verhalten, sondern die Sache mit ihnen nach allen Seiten hin besprochen. Wenn
<'° heute zu dem Wege der Petition gekommen sind, dann ist dieser Gedankenicht in den Köpfen
" Gummersbach« entstanden. Das möchte ich noch bemerken.

^ Wir haben uus nicht ans 2 °/° einlassen können, lediglich aus prinzipiellen Gründen,
^enn wir einmal da 2 «/« bewilligt hätten, dann würden sämtliche Kreise auch mit der Forderung

19
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auf Bewilligung gekommensein. (Zustimmung.) Die Verantwortung dafür wollten wir nicht
übernehmen,sondern sie dem Provinziallandtage überlassen. Das habe ich auch in der Kommission
ausdrücklich ausgeführt.

Nach der Bemerkung des Herrn AbgeordnetenKlotz müßte diese Sache nochmals an die
I. Fachkommission zurückverwiesen weiden. Das halte ich nicht für zutreffend.

Meine Herren! In dem Reglement vom 3. Februar 1899 steht in Nr. 3: Der Provinzial-
ausschußist ermächtigt,Kleinbahndarlehenzu demselben Prozentsatze zu gebeu, wie sie auch der
Staat gibt. Gibt also der Staat diese Darlehen zu 2 °/n — und das tut er nnter Umständen,—-
dann könnte der Provinzialausschuß das ohne weiteres. Infolgedessen geschieht jetzt nichts weiter,
als das, wozu wir schon auf Grund des Reglements von 1899 befugt waren. Irgend eine
Aenderung gegen damals, die eine Verweisung au die I. Fachkommission bedingen würde, liegt nicht vor.

Ich sage nur, wir haben von dieser Position 3 keinen Gebranch gemacht, weil uns das
zu weit ging, und weil wir hier den Provinziallandtag entscheiden lassen wollen. An die I. Fach'
lommissionmuß die Sache nicht zurückgehen.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Ich hoffe, daß der Herr AbgeordneteKrawinkel

auch beim Schluß meiner kurzen Ausführungen mich noch zu den edlen Seelen zählen wird, die er
für seinen Gedanken, dem Kreise Gnmmersbach zu helfen, gewonnenund selbst trotz seiner etwas
weitansschauendenAusführungen nicht verloren hat.

Ich möchte meinerseitsgegen den Antrag der Fachkommission keinen Widersprncherheben,
(Bravo!) wohl aber gegen einige Ansführuugeu unseres verehrten Herrn Berichterstatters, wenn ich
Sie hier von meinem Platze aus richtig verstanden habe. Herr von Goerschen hat ausgeführt:
Der Umstand, daß ein Teil eines gebirgigenKreises eine Bahn hat, bringe das Nachbartal, das
dieses Vorzuges entbehrt, in eine gewisse Notlage, und aus einer Pflicht der Notstandsfürsorge
müßten wir hier eingreifen.

Meine Herren! Eine derartige Ueberspannungdes Notstandsbegriffs geht mir entschieden
zu weit. VergegenwärtigenSie sich einmal, wie eine solche Bahn zustande kommt. Die be¬
stehende Bahn ist eine Staatsbahn. Lange wird darüber debattiert: In welches Tal wird diese
Bahn gelegt, und erst dann, wenn man alles für nnd wider besprochen hat, wird die Entscheidung
getroffen. Selbstverständlichwird dieser Strich des Kreises prosperierenund ein Vergleich mit ihm
wird sehr zu Ungnnsten der anderen Täler ausfallen. Aber, meine Herren, wenn das ein Not¬
stand ist, dann mache ich mich anheischig, hier in der Provinz noch eine Unmenge Gegendenzu
zeigen,wo ein Notstand mindestensim gleichen Maße vorhanden ist. (Sehr richtig!)

Ich meine, meine Herren, wenn man dazu kommt, diesem Antrage zuzustimmen, so kann
das nur in der Erwägung geschehen, daß in der Tat in diesen Teilen des Kreises Gmnmersbach
eine steuerliche Ueberlastungvorliegt, die die Initiative und die Selbsthilfe lahmt. Geht man aber
so weit, wie es der Herr Berichterstatter getan hat, dann befürwortet und begünstigt man das
Bauen von industriellenBahnen oder von industrielle»Unternehmungenüberhaupt, die an sich un
in sich ungesundsind, und dazu ist das Provinzialgeld meines Erachtens nicht da. (Sehr richtig )

Nun, meine Herren, was den § 28 der Geschäftsordnung angeht, so stimme ich dem
Herrn Landeshauptmann darin bei, daß ein zwingender Grund nicht vorliegt, die I. FachkoMMW°
anzuhören. Aber ich würde es doch in ähnlichen Fällen, wo auf eine,« sehr wichtigen Gebiet von einn
langjährigen Uebung abgewichen wird, als im Interesse der Sache liegend erachten,wenn Sie auch
die I. Fachkommission beteiligten, (sehr richtig!) denn dann, meine Herren, sind wir sicher, daß da
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vorliegt, was uns allein eine Zustimmung ermöglichen kann: ein Ausnahinefall, der nicht in gleicher
oder ähnlicher Weise auf die Kreise ^., L, 0 bis X Anwendungfindet. (Sehr richtig!)

Sofern Sie nicht dem Antrage des Herrn Klotz folgen, so möchte ich doch diejenigen
Herren, die die Leitung unserer Geschäfte in der Hand haben, bitten, in solchen Fällen zukünftig
auch ohne Zwang die I. Fachkommission mit heranzuziehen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterKrawinkel.
AbgeordneterKrawinkel: Nach den Ausführungen, die der Herr Landeshauptmann, wie

auch der Herr OberbürgermeisterWallraf gemacht haben, halte ich es bei der vorgerückten Stunde
und dem Wuufchedes Provinziallaudtages, bald nach Hause gehen zu dürfen, nicht für angezeigt,
hier eine lauge Rede zu halten. (Bravo!) Sonst würde ich dafür einen Text aus dem Apostel
Paulus wählen. (Stürmische Heiterkeit.)

Vorsitzender Spiritus: Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter Dr. Lembke.
Abgeordneter vi-. Lembke: Meine Herren! Ich kann mich der Auffassungnicht an¬

schließen, daß in diesen: Falle geschäftsordnungsmäßigverfahrenwordeu sei. Würde der Provinzial¬
ausschuß von der Ermächtigung Gebrauch gemacht haben, die im Jahre 1903 erteilt worden ist,
>° hätten wir uns selbstverständlichhier und auch in der I. Fachkommission mit der Angelegenheit
"'cht zu beschäftigen brauchen. Da der Provinzialausschuß das aber nicht getan hat, so liegt un¬
zweifelhaft der Fall vor, den die Geschäftsordnungvorsieht,daß eine Fachkommission eine Aufwendung
vorschlägt,die in den Vorschlagen des Provinzialcmsschussesnicht enthalten war, und in solchen
Fallen soll nach der Geschäftsordnungzunächst noch die I. Fachkommission gehört werden. Es wäre
auch in diesem Falle, wo es sich nin eine ganz außergewöhnliche Bewilligung, um einen ganz
esonders gearteten Fall handelt, meiner Meinung nach richtiger gewesen,wenn auch die I. Fach-
°lnmission gehört wordeu wäre, nnd ich möchte es für richtig halten, daß dies auch jetzt noch

geschiehtund demgemäßden Antrag des Herrn Klotz unterstützen.(Beifall.)
VorsitzenderSpiritus: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich glaube, das ist doch nicht ganz zutreffend,

^as würde nur der Fall sciu, wenu der Provinzialausschußbei dieser Gelegenheiteinen Antrag
^stellt hätte. Wir haben aber keinen Antrag gestellt.

Vorsitzender Spiritus: Zur GeschäftsordnuugHerr AbgeordneterFischer (Gummersbach).
AbgeordneterFischer: Meine Herren! Ich möchte das unterschreiben,was der Herr

Landeshauptmann hier zur Geschäftsordnung mitgeteilt hat. Auch nach § 28a ist kein Anlaß
^Handen, die Sache in die I. Fachkommissionzu verweisen,weil kein Antrag des Provinzial-
ausschusses vorliegt, von dem abgewichen werden soll, und weil es sich auch nicht um die Auf«

endung von Provinzialmitteln handelt, die in den sonstigen Vorlagen nicht enthalten sind. Der
"""ag HM sich durchaus im Rahmen einmal des Reglements und andererseits des Beschlusses
^°.n 1963. wonachder Provinzialausschuß vorgehen kann. Der Provinziallandtag hat daher auch
"ne Verpflichtung,die Sache an die I. Fachkommission zurückzuverweisen. Ich möchte Sie dringend
' ten, meine Herren, die Geschäftedes Hauses nicht noch mehr aufzuhalten. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterPiecq.
° o« .abgeordneter Piccg: Meine Herren! Ich muß dem Herrn Vorredner zustimmen. Der
^ ^ ist absolut klar und deutlich. Da heißt es: „Beschlüsse von Fachkommissionen, welche dem
^"vlnziallllndtage die Aufwendungvon Provinzialmitteln vorschlagen"— es handelt sich hier um
^ °°mzialmittel, die in den von dem Provinzialausschussevorgelegten Haushaltsplänen oder sonstigen

l"L,en nicht oder in abweichender Höhe vorgesehensind, gehen vor der Beratung im Plenum
19»
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des Provinziallandtages zur Vorberatung inbezug auf die finanzielle Seite zunächst noch an die
Fachkommission, zu deren Geschäftsbereich die allgemeineFinnnzverwaltung gehört."

Die Summe, die hier angefordert wird, ist im Haushaltsplan nicht enthalten; da gehört
sie auch uicht hin. (ÜandeshauptmanuDr. von Renvcrs: Sie ist im Kleinbahnfondsenthalten.)

Sie steht im Kleinbahnfonds nicht als besondere Summe, So kann man, glaube ich, die
Geschäftsordnung kaum auslegen. Man muß doch bedeuten, daß es sich hier um einen ganz
außergewöhnlichen Fall und um ciue prinzipielle Entscheidung handelt. Die Forderung ist auch
nicht in sonstigen Vorlagen euthaltcu. Der Pruviuzialausschuß hat allerdings eine Vorlage gemacht,
hat aber nicht gesagt: Ich beantrage die und die Summe zu gewähren, sondernhat dem Provinzial¬
landtag die Entscheidungüber diese Gewährung anheimgestellt,und eben, weil sich der Provinzial-
ausschuß zweifelhaft darüber war, ob er etwas vorschlagen solle oder nicht, war es um so eher
nötig, die Sache in den vom Landtag gewählten Kommissionengrundsätzlich vorzubereiten, ehe sie
hier ins Plenum kam, Deshalb glaube ich, kann man nicht darüber hinweg, man muß sich nach
der Geschäftsordnungrichten.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterKlotz.
AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Sie sehen, daß es doch nach dieser Bestimmung

in formeller Beziehung jedenfalls sehr zweifelhaft ist, ob wir nicht verpflichtetsind, die Sache
an die Fachkommissionzurückzuweisen.Aber auch in materieller Hinsicht glaube ich, daß es
durchaus richtig wäre, wenn wir die Angelegenheitzunächst der I. Fachkommission überwiesen. Ich
will ausdrücklich uoch einmal erklären: Ich bin durchaus dafür, daß Gummersbachetwas bekommt,
und vielleicht findet sich in der Kommissionein Weg dafür, wenn wir die verlangte Zubuße, näm¬
lich eveutuellals Notstandshilfe bezeichnen und ausdrücklich hinzufügenwürden, daß niemals wieder
darauf exemplifiziertwerden darf. (Heiterkeit.)Dann ließe sich vielleicht etwas aus dem vorliegenden
Antrage machen.

Also ich bitte: VerweisenSie die Angelegenheitin die I. Fachkommission,weil sich ^
vielleicht ein gangbarer Weg findet, um Gummersbachzu helfen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe
die Verhandlung und frage zunächst den Herrn Berichterstatter, ob er noch Ausführungen
machen will.

BerichterstatterAbgeordnetervon Goerschen: Ich halte eine Verweisungan die I. Fach-
kommissiuu nicht für nötig.

VorfitzenderSpiritus: Meine Herren! Dann kommen wir znr Abstimmung, und zwar
zunächst über den Antrag des Herrn AbgeordnetenKlotz, da es ei» Vertagungsantrag ist, nämlich
dahingehend, die Vorlage an die I. Fachkommissionzu überweisen. Ich bitte die Herren, Platz
nehmen zu wollen.

Zunächst ersuche ich die Herreu, die dem Antrage Klotz entsprechen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht. Die Stimmen werden gezählt.) Das siud 47.

Nun wollen wir die Gegenprobemacheu. Diejenigen Herren wollen sich erheben, die den
Antrag Klotz ablehnen wollen. (Geschieht, Die Stimmen werden gezählt.) Das find 63. Das
ist die Mehrheit. Der Antrag Klotz ist also abgelehnt.

Wir kommen dcnm zur Abstimmungüber den Antrag der III. Fachkommission, Drucksache o -
Ich bitte diejenigenHerren, die den Antrag der III. Fachkommission annehmen wollen, sich 3" "^
heben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.
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Wir kommen zum
Antrage der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial«
straßen-Verwaltung, nebst den Anlagen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Kruse.
Berichterstatter Abgeordneter von Kruse: Meine Herreu! Den Haushaltsplau der

Provinzialstraßen-Verwaltungfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1911 bis 31. März 1912 finden
Sie auf den Seiten 587 bis 640 des Ihnen vorliegendenHaushaltsentwurfs,

Der Haushaltsplan balanziert iu Einnahme und Ausgabe mit 7 812 000 Mark gegen
? 480 000 Mark im Vorjahre. Der Haushaltsplan erfordert also eiue Mehrausgabe von 332 000 Mark,
Da sich außerdemdie Einnahmen um 19 000 Mark vermindert haben, so erfordert der Haushalts¬
plan einen um 351 000 Mark erhöhten Zuschuß aus Proviuzinlabgabeu.

Meine Herren! Der Etatsredner des Hauses hat am vergangenenMontag darauf hin¬
gewiesen, daß es doch sehr erwünscht wäre, auf irgend eiue Weise au der vorgeschlagenen Erhöhung
der Provinzialabgaben vorbei zu kommen, und er hat auch der III. Fachkommission gewissermaßen
den Auftrag erteilt, eingehend zu prüfen, ob sich nicht an den Ausgaben solche Abstriche machen
lassen, um dieses Ziel der Nichterhöhung der Provinzialabgaben zu erreichen. Ihre III. Fach¬
kommissionhat sich in ganz besonderseingehender Weise dieses Auftrages zn entledigenversucht und
hat besonders in Erwägung gezogen, ob sich bei der einzigen Position, wo es sich um wesentliche
Abstriche handeln könnte, nämlich bei Titel IV, 1 der Ausgabe „materielle Uuterhaltuug der Pro-
vlnzialstraßcn" solche Abstriche ermöglicheu lassen. Dieser Titel enthält eine Summe von
4 450 000 Mark. Im Vorjahre waren dafür 4 204 500 Mark eiugcsetzt. Für die materielle
Unterhaltung der Pruvinzialstraßen ist also ein Mehrbetrag von 245 500 Mark erforderlich.

Die Provinz hat im ganzen 6938 Icin Provinzialstraßeu, davon sind 697 Km an die
engeren Kommunalvcrbändezur Unterhaltung abgetreteu, so daß die Pruvinzialverwaltuug selbst
noch 6240 I«n zu unterhalten hat.

Wie im Jahre 1906, so hat auch im Jahre 1910 eine Verauschlaguugder notwendigen
Unterhaltungskostenstattgefunden. Sie ist von den 15 Landesbauämternaufgestellt,von der Zentral-
wstanz an Ort und Stelle nachgeprüftund, wie uns in der Kummissiuu mitgeteilt worden ist, auch
w vielen Puukten herabgesetzt worden. Immerhin hat diese Veranschlagung ergeben, daß in der
nächstenPeriode, also iu den Jahren 1911 bis 1914 für die ordnungsmäßigelaufende Unter¬
haltung der Provinzilllstraßen ein Betrag von 4058 000 Mark erforderlich ist. Dazu treten die
Zinsen und die Tilgungsraten der KleinplastemnleiheH. für 1911 mit 310 000 Mark. Diese
Zinsen und Tilgungsraten haben im laufenden Rechnungsjahreden Höhepunkterreicht; der Herr
Etatsrcduer hat darauf hiugewieseu,daß diese Beträge in den nächsten Jahren wesentlich heruntcr-
gehm werden, und daß sich vielleicht auch bei dieser Position die Möglichkeit eines Abstriches
«geben könnte.

Aber, meine Herren, wenn sich auch in den nächsten Jahren dieser Betrag erheblich ver¬
engern und im Jahre 1918 diese Anleihe gänzlichgetilgt sein wird, so ergibt sich doch nach der
^nffassnng der III. Fachkommission nicht die Möglichkeit, für das Jahr 1911 etwas abzustreichen,
denn der Betrag von 310 000 Mark ist eben zur Tilgung und Verzinsungder Anleihe nach Maß¬
gabe des Tilgungsplanes und der Zinsbedingnngenerforderlich.

Außer diesem Betrage von 310000 Mark ist für unvorhergesehene dringende Unterhaltungs-
«berten noch ein Fonds zur Verfügung des Herrn Landeshauptmanns vorgesehen,der etwa 2°/«
°er gesamtenUnterhaltungskostenbeträgt. Er ist mit 81200 Mark eingestellt worden, so daß sich
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aus diesen 3 Positionen der veranschlagtenUnterhaltungskosten,des Zins- und Tilgungsbedürfnisses
für die Anleihe nnd dieses Fonds von 81200 Mark ein Gesamtbetrag von 4450000 Mark ergibt.

Nun fragt es sich, woranf diese gewiß ja sehr erhebliche Steigerung der Unterhaltungs¬
kosten zurückzuführen ist. Der Grund liegt einmal in der Steigerung der Arbeitslöhne uud Material-
Preise. Ich brauche in dieser Beziehung nur darauf hinznweisen, daß sich die Arbeitslöhne in den
letzten Jahren durchschnittlich um 10 bis 15 °/o, ja sogar in einzelneuFällen um 20"/» gesteigert
haben; ferner ist die Kleinpflasteranleihevollkommen aufgebraucht. Dagegen sind die Wünscheauf
Anlegung von Kleinpstaster, die aus der Provinz au die Proviuzialverwaltung herantreten, nicht
vollkommen erledigt. Die Provinz sieht also die Möglichkeitvor, auch im Nahmeu dieser ordnungs¬
mäßigen Unterhaltungskostenfernerhin Kleinpflasternngenauszuführen. Das Kleinpflaster kostet pro
Kilometer uugefähr das 3 fache gcgeuüberder Chaussieruugder Provinzialstraßeu. Für den Kosten¬
betrag von 1 Icin Kleinschlag lassen sich also 3 Icm gewöhnlicheEhausscedecke herstelle». Wenn
nun die Unterhaltung nicht verschlechtert werden soll, so ist mit Rücksicht auf die Ausdehnung des
Kleinpflasterseine Überschreitung der Kosteu bei diesem Titel unvermeidbar. Allein für das Jahr
1911 beträgt die Mehraufweudung für Kleinpflaster, die in dieser Summe mit berücksichtigt worden
ist, 160 000 Mark.

In den Vlluämtern am Niederrheiu, in Cleve, in Crefcld, in Aachen-Nordfind noch 192 Kw
Kiesstraßen vorhanden. Diese Kiesstraßen entsprechen einerseits nicht mehr den erhöhten Anforde¬
rungen des schweren Verkehrs, andererseits ist aber auch, wie uns mitgeteilt wurden ist, infolge von
Stromkvrrektiunender Kies sowohl am Nheiu, wie au der Ruhr uud Maas nicht mehr in derselben
Güte zu beschaffen wie früher. Außerdem ist er auch um 20 bis 30 °/o teurer geworden. Daher
muß in steigenden! Maße dazn übergegangen werden, diese Kiesstraßen in Chausseen mit einer
Decke von Vasaltlava umzuwandeln. Auch dafür find in deu Jahren 1911 bis 1914 Mehrkosten
von 339400 Mark vorgesehen. Das macht pro Jahr 84 850 Mark.

Wenn Sie die 160 000 Mark Mehrkostenfür Kleinpflaster, die ans diesem Titel gezahlt
werden müssen, mit diesen 84 850 Mark Kosten für die Umwaudeluugvon Kiesstraßen in Basalt¬
straßen zusammenbringen, so ergibt sich dann schon in: Jahre 1911 ein Betrag von 244 850 Mari,
der beinahe schon der Mehraufwendnng von 245 500 Mark entspricht,die im Haushaltsplan vor¬
gesehen ist.

In vielen Banämtern wird mit Recht über den schlechten Zustand der Straßenrinneu
geklagt. Für ihre Um- nnd Neupflasterimgmüßten anch mehr Geldmittel vorgesehen werden. Tue
bisherigen Summen werden also für die Zukunft unzuläuglichseiu.

An die erweiterten Anforderungen, die durch die gewaltige Entwickelungdes Automom"
Verkehrs,auch des Verkehrs mit Lastautomobilen, der auch infolge von Vahnbanten in der Eifel,
auf dem Westerwald, auf dem Hunsrückimmer mehr zunimmt, an die Provinzialstraßen gesteu
werden, brauche ich wohl hier uur zu erinnern. Die Mehrkostenergeben sich daraus von selbst-

Unsere Provinzialstraßen, die vor einer längeren Reihe von Jahren an Bedeutung 3"
verlieren schienen, sind jetzt wieder Durchgangsstraßengeworden,uud die vermehrtenAnforderungen,
die an diese Durchgangsstraßen gestellt werden, müssen sich natürlich auch iu den vermehrten M -
gaben ausdrücken. . ^

Auch in der III. Fachkommissionhat der Gedauke, eventuell ohne die einprozentigeEr¬
höhung der Provinzialabgabe nach Hause zu kommen, durchaus Sympathie gefunden, wenn M"
erwägt, daß die Mehrbelastung für Städte, Kreise und Gemeinden nicht nur das 1"/» der P"'
vinzialnlMve bedeutet, sondern daß mit dem 1. April ds. Jahres der neue Austaltstarif in KM
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treten wird, der die Anforderungen,die infolge der außerordentlichen Armenpflege an die Kommunen
gestellt werden, ganz erheblich erhöht. Diefe Lasten werden sich für die Haushaltspläne der
Kommunnlvcrbändein recht uncmgeuehmer Weise bemerkbarmacheu. Also der Gedankeeiner ver¬
nünftigenSparsamkeit fand auch in der von dem Herru AbgeordnetenKlotz — ich sehe ihn augen¬
blicklich nicht hier — manchmalso geschmähten III. Fachkommission durchaus einen entsprechenden
Resonanzboden. Aber, meine Herren, wir sagten uns: Hier bei der Unterhaltung der Provinzial¬
straßen wäre diese Sparsamkeit mit falfchen Orte. Wenn wir hier sparen wollten uud dadurch die
Unterhaltung der Provinzialstraßen gefährden würden, dann würde das eine Sparsamkeit sein, die
M) wahrscheinlich in späterenInhreu durch vermehrteAusführungenuud Kosten bitter rächen würde.

Ihre III, Fachkommissionist sich sogar im Zweifel darüber gewesen, ob diese
245 500 Mark vollkommenausreichen werden, mit Rücksicht auf die Mehrkosten,die ich mir er¬
laubt habe, Ihuen hier zu kennzeichnen und zu deueu vielleicht auch noch Aufwendungenfür die
Bekämpfung der Staubplage kommen, da die 300000 Mark aufgebraucht worden sind, die der
Landtag zur Verfügung gestellthatte. Wir sind der Ansicht gewesen, daß der Provinzialausschuß,
lndem er uur diese Summe iu den Haushaltsplan eiugestellt hat, iu vollem Maße der gauzcu
Finanzlage Rechnung getragen hat und die III. Fachkommission muß sich dringend für die Bei¬
behaltung dieser Mehrbewillignng bei der materiellenUnterhaltung der Provinzialstraßen zum Zwecke
lyrer sachgemäße» Unterhaltung aussprechen.

Nach dieseu mehr allgemciucnAusführungen muß ich doch noch auf einige Positionen des
Haushaltsplans eiugeheu. Ich glaube aber Ihres Einverständnissesgewiß zu fein, wenn ich die
nnnderwichtigcn Positionen übergehe und auch die Positionen nicht erwähne, an denen sich nichts
wesentliches gegen das Vorjahr geändert hat.

Die Dotationsrente für Straßeuzwcckcbelauft sich auf die Summe von 2 161 896 Mark,
°le Zuschüsse aus der allgcmeiueu Dotationsrente betragen 742 318,33 Mark, An Provinzialabgaben
M Verkehrsanlagen bezw. für die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstraßen werden zur
Deckung der ordentlichen Ausgaben 4 254 000 Mark, zur Deckungder außerordentlichenAusgaben
290000 Mark erhoben.

Unter den eigenen Einnahmen figurieren an erster Stelle die Einuahmen aus den Voraus-
"ftungen der Fabriken für die Unterhaltung der Provinzialstraßen nach dem Gesetze vom

18- August 1902 mit 140 000 Mark, wie im Vorjahre.
Erfreulich ist es, daß sich der Bruttoerlös aus den Obstnutzungeuder Provinzialstraßen

"leder erhöht hat, und zwar von 80000 Mark im Rechnungsjahre1910 ans 85 000 Mark.
^>e Provinz hat dadurch nicht nur eine hübsche uud wertvolle Einnahme für unseren Haushalts¬
plan geschaffen, fondern sie gibt auch auf dem Gebiete der Obstbaumpflegeden anderenObstzüchtern

^ entsprechenden Gegeudeu ein gutes und nachahmenswertesVorbild.
Die Hauptmindcreinnahme findet sich bei Titel III, 8, Brnttoerlös für Chausseebäume

und deren Abfallholz. Diese Einnahme ist von 53 000 auf 30 000 Mark, also um 23000 Mark
ue,allen. I„ der III. Fachkommission haben wir uns darüber gefreut, daß diese Einnahme zurück-
gegmigeu ist.

y. Wir siud der Ansicht,daß die alten Bäume an den Provinzialstraßen nur bei dringender
«wendigkeitbeseitigt werden sollen. Diese Alleen bieten vielfach für die Bevölkerungdie einzige

^"° ledenfalls auch beliebte Gelegenheitzu Spaziergängeu. Sie gereiche« in hervorragenderWeise
°w. Landschaftsbildezur Zierde. Wir haben den Wunsch ausgesprochen, daß bei Beseitigung dieser

' Misseebnume,die im vorige« Jahre diesen hohen Erlös gebrachthat — der auch durch Natur-
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ereignisse im Jahre 1908 und durch die großen Windbrüche bedingt war — irgend welche fiskalischen
Rücksichten nicht obwalten möchten, sondern daß die Baume, die an Provinzialstraßen stehen, aus
den von mir gekennzeichneten Gründen, auch im Interesse des Heimatschutzes,soweit wie möglich
erhalten werden mögen. (Beifall.)

Bei der nächsten Position, dem Reservefonds,der ans den etatsmäßig entstehenden Ueber¬
schüssen gebildet ist und der bis auf 20"/« der Unterhaltungskosten,also im vorliegendenFalle bis
890 000 Mark angesammeltwerden soll, ist ein Rückgang der Einnahme von 10 500 Mark auf
5200 Mark eingetreten.

Dieser Reservefondsbetrug im Jahre 1909, abgesehen von einem Bestände, 450 000 Mark,
die in Anleihescheinen der Rheinprovinz angelegt waren.

Der Provinziallandtag hat aber im Jahre 1909 beschlossen, aus diesem Reservefonds
300 000 Mark zur Staubbekämpfung zu verwenden Diese Verwendung hat stattgefunden. Ueber
ihren Erfolg sind die Ansichten noch etwas geteilt. Im allgemeinenscheint die Provinzialverwaltung
eine etwas abwartende Stellung zurzeit einnehmenzu wollen, um auch Erfahrungen zu sammeln,
wie weit hinsichtlichder Haltbarkeit der vorgenommenenOberflächeuteerungenoder InnenteerungeN
sich diese Mahnahmen bewährt haben. Diese 300000 Mark sind für diesen Zweck verausgabt
worden, so daß jetzt nur noch abgesehen von einem Bestände von etwa 16 000 Mark 150 000 Ma«
aus dem Fonds vorhandensind, die zu 3^2«/« angelegt sind. Diese Zinse» ergeben die Position von
5250 Mark. Die Zinsen von Depositen des Sammelfonds, der durch Verkauf von Gruudstücken
entstanden ist, und der 210 000 Mark beträgt, die zur Verfügung des Provinzialausschussesstehen,
sind mit 7000 Mark in den Haushaltsplan eingestelltworden.

Diese Einnahmen geben zusammengerechneteine Gesamtsumme von 7 812 000 Mark.
Bei den Ausgaben habe ich zu bemerken, daß die Zuschüssean den Haushaltsplan zur

Zahlung von Pensions-, Witwen- uud Waisengeldernan frühere Provinzialbeamte bezw. beren
Hinterbliebene entsprechenddem Betrage von 15 °/„ der pensionsfähigen Diensteinkommen bei
etatsmäßigen Beamten um 1337 Mark im ganzen auf 79 210 Mark erhöht sind. Ebenso ist bei
dem Pensions-Haushaltsplan zur Deckung der Ausgaben an Invaliden-, Witwen- und Waisen¬
geldern für frühere Straßcnwärter und Arbeiter bezw. deren Hinterbliebenen auch eine Erhöhung
von 4500 Mark, dem jährlichen Steigen dieser Ausgabe« entsprechend,vorgesehen worden, so baß
dafür 48 000 Mark in den Haushaltsplan eingestelltworden sind.

Die Zuschüsse an den Voranschlagüber den Neuban von Provinzialstraßen, und an Vor^
anschlug L über die Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswegebaues,sowie an den Voranschlag ^
zur Zahlung von Unterstützungenfür Zweckedes Wegewesens sind dieselben geblieben; sie betragen
nämlich 90 000 Mark, 450 000 Mark und 302 318 Mark.

Nur bei dem Zuschüsse an den VoranschlagL über die Verwendung des Gisenbahnfonds
ist infolge der vom Provinziallandtag vorgenommenen Erhöhung dieses Fonds von 38 auf 50 Millione
eine Erhöhung um 25 000 Mark für deu eventuellenZinszuschußeiugetreteu, wozu dann noch ein
Minderbestand von 5 686 Mark kommt, so daß da eine Mehrausgabe von 30 686 Mark eingetreten
ist und der Titet I im ganzen 36 523 Mark Mehrausgabe erfordert.

Die geringen Erhöhungen bei dem Titel für Vesolduugen ergaben sich aus den von
Provinziallandtagc genehmigten Gehaltserhöhungen und Erhöhungen der WohnungsgeldzuschW-
darüber dürfte uichts besondereshier zu bemerken sein.

Auch für die Pruvinzialstraßenmeistcr und Straßenaufseher, die fast durchwegiu hohe
Gehaltsstufeneingetretensind, ist die Ausgabe um 10500 Mark auf 297 000 Mark erhöht worden.
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Es hat sich aber auch die Notwendigkeitherausgestellt, bei denjenigenStraßenaufsichts»
beamten,die keine Dienstwohnunghaben, die Mietsentschädigungin deren Angemessenheit nachzuprüfen.
Auf Grund dieser Prüfung ist der Provinzialansschnßauch hier zu einer Erhöhung um 10000 Mark
gekommen, die ja im Interesse der Förderung der sozialen Wohlfahrt diefer fleißigen Beamten nur
3« begrüßen ist.

Von den anderen Ausgaben habe ich nur noch einige zu erwähnen: Der Zufchuß an die
Unterhaltungskostender Wiesen- und Wegebauschule zu Siegen ist um 1450 Mark auf 9050 Mark
erhöht worden. Diese Schule dient bekanntlich der Ausbildung von niederen Technikern auf dem
Gebiete des Wiesen- und Wegcbauwesens. Sie wird zn gleichen Teilen vom Staate, von der
Nheinprovinz,von der Provinz Westfalen und vom Kreise Siegen unterhalte». Infolge von einigen
"nstaltsneubauten sind diese Kosten gestiegen und hier in den Haushaltsplan eingestellt worden.

Die wichtigste Position IV, 1, „Materielle Unterhaltung der Provinzialstraßen" habe ich
lm Eingänge meines Vortrages schon ausgiebigerörtert, und ich kann mich darauf hier lediglich beziehen.

Die Aufwendungen für Zinsen und Tilgung der Anleihen sind unverändert geblieben.
^"ie ich schon erwähnt habe, sind statt 677 Kin, die an die Städte und Gemeindenabgetreten
waren, jetzt 697 nachgewiesen. Das erfordert auch einen Mehrbetrag von 23 398 Mark, so daß
"n ganzen an Renten für diese genannten Städte und Gemeinden656 932 Mark gezahlt werden.

Zum Schlüsse habe ich noch eine Position auf Seite 614 hervorzuheben,die hier in diesem
Haushaltsplan gestrichenwar. Es handelt sich nämlich um den Zuschuß, der vou der Provinz
für die geologisch-agronomischen Landesaufuahmcn gezahlt worden war. Der Provinziallandtag
hatte seinerzeit beschlossen, daß dieser Zuschuß, der jährlich 5400 Mark beträgt, zunächst ans

Jahre bezahlt werden sollte. Diese Periode war dann auf 10 Jahre verlängert worden. Da
"nn bis zur Aufstellung dieses Haushaltsplans kein neuer Antrag von der Staatsregierung auf
Weiterzahlungdieses Fonds vorgelegt worden war, so glaubte der Pruvinzialansschußdiesen Betrag
°n 5400 Mark im Haushaltsplan streichen zu können. Aber diese Erwartung hat sich nicht erfüllt;

be'M inzwischen hat die Staatsregierung den Antrag gestellt, daß diese 5400 Mark weiter gezahlt
werden möchten und zwar voraussichtlichfür eine längere Periode von Jahren, und da, wie uns
^°n Sachverständigengesagt wurden ist, diese geologisch-agronomischenLandesaufnahmenim Interesse
°°r Rheinprovinzliegen, so dürfte es wohl angebrachtsein, die Sache auch weiter von der Provinz
°us M fördern. Es würde dann für das Rechnungsjahr 1911 der Betrag von 5400 Mark aus
Seiten Mitteln gezahlt werden müssen, während für die Folge der Betrag wieder als Ausgabe iu
°°n Haushaltspla» eingestelltwerden soll.

Meine Herren! Ueber die außerordentlichenAusgaben habe ich nichts zn bemerken und
^ch hinsichtlichder Anlagen ^, L und N brauche ich keine weiteren Ausführungen zu inachen

le smd, abgesehenvon dem erhöhten Zuschuß für den Eisenbahnbanfonds,gegen die Vorjahre unverändert.
üb >>- hinsichtlichder Anlage <D zum Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltung,Voranschlag

« die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-und Kreiswegebauesgestatte ich
"" nur kurz zu bemerken, daß dieser Fonds mit 775 318 Mark balanziert, daß er bekanntlich in
^N ^Fonds zerfällt, aus dem im Vorjahre im ganzen bei 336 Anträgen und bei beantragten
^"Hilfen von 292 025 Mark 105160 Mark an Beihilfen gezahlt wurden, ferner in den Funds L,
^"ben im Vorjahre 245 Anträge mit einer beantragten Beihilfensummcvon 1453 058 Mark
gestellt worden sind und aus dem unter Zuziehung der Dotationsrente im ganzen 615 800 Mark an
reni > ^°M worden sind, so daß im ganzen aus dem Fonds H,, Fonds L und der Dotatiuns-

e im Jahre 1910 720900 Mark an die Kreise uud Gemeindengezahlt worden sind. Dazu
20
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tritt dann noch der bekannteFunds von 100 000 Mark, aus dem die Kreise Coblenz, Ahrweiler,
Mcisenheim,Bernkastel und Ottweiler im ganzen 87 000 Mark für die Durchführung eines Kreis-
wegebauverbandesbekommen haben.

Hinsichtlich der vorhandenenSchlnhsummevon 13 000 Mark schweben die Verhandlungen
mit dem Kreise Krmznach.

Meine Herren! Ich bin an den Schluß meines Vortragt gekommen. Wenn er vielleicht
etwas länger ausgefallen ist, so glaubte ich das der Bedeutung dieses Provinzialstraßen-Haushalts-
plans schuldig zu sein, der in so hohem Maße die Mittel der Provinz in Anspruchnimmt.

Namens der III. Fachkommission beantrage ich die unveränderteAnnahme des Haushalts¬
plans mit seinen vier Anlagen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Das Wort wird nicht gewünscht.
Wir kommen zur Abstimmung, Ich stelle fest, daß Sie diesen Haushaltsplan uuveräudert ange¬
nommen haben.

Wir kommen dann zum
Autrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Zahlung des Wohnnngsgeldzuschusses an Pro-
vinzialbeamte.

Berichterstatter ist anstelle des augenblicklich verhindertenHerrn AbgeordnetenVcltman der
Herr Abgeordnetevon Laer.

BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herreu! Die vorliegendeAngelegenheit
knüpft an an die Neuregelung des Wohnungsgeldznschußweseusfür die staatlichenBeamten. Es
wird Ihnen bekannt fein, daß im Anschlußan die Einteilung, die für Zwecke der Reichsverwaltung
gemachtworden ist, auch eiue neue Einteilung der preußifchen Städte uud Gemeindenin Ortsklassen
stattgefundenhat. Diese Ortsklassen, die an die Stelle der früheren Servisklasfen getreten sind,
haben bestimmteWohnungsgeldzuschüsse in dein Tarif erhalten uud das Ergebnis der langwierigen
Verhandlungen über diese Angelegenheit im Landtag ist gewesen, daß eine Reihe von Städten
deklassiertworden ist, daß heißt, daß sie nach dem neuen Tarif einen geringeren Wohnungsgeld¬
zuschuß für die staatlichenBeamten bekommenhaben, als das nach der früheren Servisklassen-
einteiln»«, der Fall war. Daraus ergibt sich unter Umständen für staatlicheBeamte die Sachlage,
daß ihre Bezüge sich vermindern würden. Sie erhalten neben ihrem bisherigen Gehalte einen
vermindertenWohnungsgeldzuschuß,und um einen Ausgleich für diese Sachlage zu schaffen, bestimmt
das Gesetz für die staatlichen Beamten, daß diejenigenBeamten, deren Bezüge auf diefe Weise
verkürzt werden würdeu, zunächst noch den bisherigen Wohnnngsgeldzuschußbeziehen, daß dieser
Bezug, der höher ist, als ihn das neue Gesetz vorsieht, aufhört, insoweit die Bezüge der Beamten
durch Aufrücken in eine höhere Gehaltsstufe oder durch Verfetzungin ein Amt mit höherem GelM"
oder natürlich durch Verfetzung in eine Stadt mit anderemWohnungsgeldznschußdie Gesamtsumme
der bisherigen Bezüge überschreiten.

Nach den Bestimmungen für die Provinzialbeamten regelt sich ihr Wohnungsgeldzuschup
in derselben Weise und auf Gruud derfelbenVorschriften, wie es für die Staatsbeamten der Fa>
ist. Somit überträgt sich diese Lage, wie ich sie eben geschildert habe, in gleicher Weise auch a»!
die Provinzialbeamten. .^

Der Provinzmlausschnß hat nun die Frage geprüft, ob darin etwa eine unbillige Beim )^
teiligung der Provinzialbeamten zn erblicken sei. Er hat diese Frage ohne weiteres für diejenige"
Beamten abgewiesen, die in ein Amt mit höherem Gehalt vcrfetzt werden, und die mm also «'
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dem neuen Amte andere Bezüge bekommen, als sie bisher erhalten hatten. Dagegen ist der Pru-
vinzialausschußzu einer anderen Auffassung gelangt hinsichtlichderjenigenBeamten, die in dem
bisher von ihnen bereits verwalteten Amte nach Vorschrift der Vesolduugsordnungin eine höhere
Stufe aufrücken. Es ist da geltend gemacht worden, daß diese Beamten zwar keinen rechtlichen
Anspruchauf das höhere Gehalt haben, daß ihnen aber doch dieses höhere Gehalt gewährt wird,
sobald gegen ihre Dienstführung irgend welche Einwendungen nicht zu erheben sind, daß diese
Beamten gewissermaßen einen moralischenAnspruchdarauf haben, und daß sie sich in ihrer ganzen
Oekonomieschon danach eingerichtet haben, daß sie nach Verlauf der in der Besoldungsordnung
vorgesehenenJahre eben diese höhere Gehaltsstufe erreichen, so daß nun ein unbilliger Nachteil ent¬
stehen würde, wenn die Beamten trotz des Anfrückens iu eine höhere Gehaltsklassenicht den vollen
Vorteil dieser höheren Klasse genießen.

Es ist dann noch weiter geltend gemacht worden, daß es überhaupt mit Recht zu be¬
mängeln sei, daß die Städte hier im Westen zu einem Teile in eine niedrigere Tarifklassegekommen
seien. Es wird darauf hingewiesen, daß von dieser Maßnahme eine Reihe von Städten betroffen
worden sind, in denen bekanntermaßendie Lebcnspreise,die Mietpreise durchaus nicht gering sind,
^s werden nämlich von der Maßnahme betroffen die Orte Coblcnz, Barmen, Crefeld, Dnisburg,
Elberfeld, Mülhcim a. d. Ruhr, Gladbach, Oberhauseu, Remscheid,Solingen uud Trier. Die
Regelung, wie sie der Staat vorgenommenhat, die wird also bemängelt im Anschlüsse an die Ein¬
wendungen, die ja auch bereits im Abgeordnetenhause vou den Abgeordnetender westlichen Landesteile
e/hobenworden sind, und schließlich wird darauf hingewiesen, daß ja eine völlige Gleichstellungder
Beamten unter gleichen Bedingungen durch diese Maßnahme doch nicht erreicht werde. Es ist dabei
^ berücksichtigen, daß diejenige«Beamten, die sich bei dem Inkraftreten des Gesetzes bereits im
^esitze des Höchstgehaltesbefunden haben, nach den Vorschriftenmm bis an ihr Lebensende den
höheren Wohnungsgcldzuschußunverkürzt weiter beziehen, weil ja der vorgesehene Ausgleich bei
Erreichungeiner höheren Gehaltsstufe uicht bei ihneu eintreten kann. Es wird darin eine Unbillig¬
er gegenüber denjenigenBeamten erblickt, die zufälligerweisenoch nicht im Besitze des Höchstge¬
haltes waren, sondern erst in weiteren Stufen dazu aufrücken.

Nun ist bei der Beratung iu der Fachkommission auf der anderen Seite darauf hingewiesen
worden,daß es doch ein überaus bedenkliches Vorgehen wäre, hier einen Grundsatz zu verlassen,
"Uf den die Vesoldnngsverhältnisseder Provinzialbeamten aufgebautsind. Es ist wohl anzuerkennen,
"aß die eben vorgetragenenErwägungennicht ganz unzutreffendfind und einer gewissenBegründung
mcht entbehren. Diese Erwägungen treffen aber für die Staatsbeamten in gleicher Weife zu wie
für die Provinzialbeamten, und da einmal der Grundsatz anfgestelltnnd an diesem Grundsatz auch
msher stets festgehaltenworden ist, daß sich der Wohnnngsgeldzuschnßder Provinzinlbeamtennach
enselbenVorschriften regeln soll wie derjenige der Staatsbeamten, so erschien es der I. Fach«
"nmission nach reiflicher Prüfung der Angelegenheitdoch überaus bedenklich, nun von diesem

Grundsätze abweichend für die Provinzialbeamten eine andere grundsätzliche Regelung eintreten zu
"MN. Die Fachkommission hat fich in dieser Auffassuug auch dadurch nicht beirren lassen, daß
°e finanzielle Tragweite der ganzen Angelegenheit verhältnismäßig gering ist. Die Zahl der
eamten, die von einer derartigenVergünstigungbetroffenwerden würde, beträgt im ganzen nur 24,

l° Summe, um die es sich handelt, ist nicht sehr hoch, und es wurde geltend gemacht, daß ja bei
" staatlichenRegelung der Angelegenheitin sofern ein großer Unterschied bestehe, als es sich doch
"r eine ganze Reihe von Millionen handelt, die der Staat hätte mehr ausgeben müssen, wenn
l den Beamten, die bereits im Besitze eines höheren Wohnungsgeldznschnsses waren, dieses höhere

20*
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Geld weiter hätte bewilligen sollen. Auch dieser Gedankehat doch nicht durchgeschlagengegenüber
der Notwendigkeit,an der einmal geschaffenen festen Grundlage der Besoldnngsverhältnissenicht
zu rütteln.

Die I. Fachkommission hat sich daher — ich glaube sagen zu dürfen mit einen: gewissen
Bedauern — außerstande gesehen, die von den Provinzialbeamten gewünschte und vom Provinzial-
ausschuß befürwortete Vergünstigungzu gewähren. Sie hat beschlossen, dem hoheu Hause vorzu¬
schlagen, daß der Antrag des Provinzialausschufses, wonach den Proviuzialbemnteu der einmal
gewährte höhere Wohnungsgeldzuschußdauernd belassen werden soll, abgelehnt werden möge. Die
Folge davon würde seiu, daß die Provinzialbeamten ebenso wie die Staatsbeamten sich gefallen
lassen müssen, daß beim Eintritt in eine höhere Gehaltsklasseder Wohnungsgeldzuschußentsprechend
auf den allgemeinenSatz nach der Neuregelung zurückgeführt wird.

Ich bitte das hohe Haus, diesen Antrag der Fachkommission anzuuehmen.
Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. — Das ist nicht der

Fall. Dann darf ich ohne Abstimmung feststellen, daß Sie, entsprechend dem Antrage der
I. Fachkommission, den Antrag des Prouinzialausschusfesabgelehnt haben.

Es folgt nunmehr Nummer 6 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommiffion zum Haushaltsplan für den Piovinzial¬
landtag, den Provinzialausfchuß und die Ientralverwaltungsbehörde.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Oehler, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Dieser Haushaltsplan sieht

Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 760000 Mark vor. Das sind 56 300 Mark mehr
als im laufenden Hanshaltsplan enthalten waren. Dieser Haushaltsplan hat nämlich 703 700
Mark Einnahmen und Ausgaben.

Diese Ausgabesteigerungvon 56 300 Mark ist außergewöhnlich, Sie erklärt sich aber
dadurch, daß iu den Ausgaben ein Posten enthalten ist, der nicht zu den laufeudeu Ausgaben ge¬
hört, fondern nur eine einmalige Ausgabe darstellt, nämlich 27 400 Mark zur Bcstreitnng der
Kosten des Umzugs des Bureaus aus diesem Hause in das demnächst fertigzustellende neue Landes¬
haus am Bergerufer.

Im übrigen hat der Hanshaltsplan bei der Beratung der I. Fachkommission zu Bemer¬
kungen keinen Anlaß gegeben.

Nur bei einer Position ist das der Fall gewesen, nämlich bei Ausgabe III, 11- H^
sind für 11 technifche Vurecmbeamte12 600 Mark Mehrausgabe vorgeseheu. In der Begründung
ist gesagt worden, daß darin 11100 Gehälter für zwei Üandes-Obersel'retäreenthalten sind, die
bisher bei den Neubauten beschäftigtwaren, jetzt aber in den ordentlichenHaushaltsplan eingeste
worden sind, weil die Bauten der Anstalten beendet sind und daher die Gehälter nicht mehr a>N
den Anstaltsbaufonds verrechnet werden können.

Der I. Fachkommiffionerschien diese Begründung nicht ausreichend. Falls diese Beamten
mit laufenden Geschäften, mit der baulichenUnterhaltung betraut sind, wird es allerdings riaM
sein, ihre Gehälter hier in den Haushaltsplan cmfzuuehmen. Falls sie aber etwa ganz oder me -
leicht auch nnr zum Teil noch weiter bei anderen Vanten von neuen Anstalten befchäftigt wer
füllen, wird es notwendig fein, die betreffendenneue» Baukredite mit diefen Gehältern oder ein
Teil davou zu belasten, also vielleichtdiese Gehälter hier nur als Ausgabe in den Haushaltsplan
einzustellen, dafür aber wieder Einnahmen aus den Austaltsbankrediteueinzustellen.

Namens der 1. Fachkommissionempfehle ich Ihnen, den Haushaltsplau so festzustellen'
wie er Ihnen vorgelegtworden ist.
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BorsitzenderSpiritus: Hiergegen erfolgt kein Widerspruch.— Ich stelle fest, daß Sie
dem Autrage entsprochen haben.

Wir gelangen zu deu
Antragen der IV. und I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Gewährung von Beihilfen zur Be¬
kämpfung des Heu- und Sauerwurmes.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Nasse. Der Herr Berichterstatter hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter von Nasse: Meine Herren! Ueber die vorliegende Frage
gibt Ihnen die Vorlage des Provinzialausschussesschon hinreichend Auskunft, so daß ich mich
verhältnismäßig kurz fassen kann. In sehr vielen Teilen der Weinbaugebieteder Rheinprovinz
sind im letzten Jahre große Mißernten zu verzeichnengewesen. Wie groß die Mißernte gewesen
^' geht z. B. daraus hervor, daß allein im Kreise St. Goar im letzten Jahre der Ausfall an
Weinernte annähernd 2 Millionen Mark betrug und daß sich der Ausfall im Kreise Krenznach
auf beinahe 5 Millionen Mark belief. Wie fehr durch diese Mißernten die Wiuzerbevöllerungin
Hren ganzen Verhältnissenzurückgegangen ist, wird den Herren einleuchten.

Zu dem großen Ausfall au Wein kommendie Kosten, die vergeblich aufgewandt worden
sind, die Kosten für die Bestellung der Arbeitskräfte, die Beschaffung der Bekämpfungsmittel. Es
kmnmt weiter hinzu, daß die Weinbergestark entwertet wurden und daß unsere Winzer überschuldet
worden sind. Bloß wenige Gebietsteile der Nheinprovinz wie z. B. Saar und Mosel sind von
diesem Notstände, von diesen Mißernten verschont geblieben.

Wenn wir uns fragen, meine Herren, worauf diese Mißernten zurückzuführensind, so
werden wir uns sagen müssen, daß sie zum größten Teil dem Heu- und Sauerwurm zuzuschreiben
sind. Ein Teil der Mißernten wird auch auf Rechnung von anderen Rebschädlingen, pflanzlichen
und tierischen Schädlingen zuzuschiebeu sein, auch auf schlechte Sommer, auf Regenwetter usw.;
aber den größten Schaden hat doch der Heu- und Sauerwurm angerichtet. Z. B. im Kreife
St. Goar wird man den Schaden, den er angerichtet hat, auf mindestens°/4 Millionen und im
Kreise Kreuzuachauf mindestens2 Millionen Mark taxieren können.

Nun ist von großer Bedeutung, daß diesem Heu- und Sauerwurm einheitlich und allge-
"°m zu Leibe gegangen wird. Die bisher augewandtenMittel haben im allgemeinenversagt.
Aü chemischenPräparate waren nicht geeignet, den Schädling zu vernichten,und die mechanische
Bekämpfungdes Heu- und Sauerwurms durch das Ablesender Pnppen, der Raupen usw. konnte
leinen durchschlagenden Erfolg haben, weil die Bekämpfungnicht einheitlich geschah. Der Schädling
^t bekanntlich im Sommer in Gestalt der Motten des Heu- und Sauerwurms zwei Flugperioden,
und es wird einleuchten, daß, wenn in einem Weinbergeoder in einer Gemarkungusw. die Puppen
und die Schädlinge, die Motten nicht abgesucht worden sind, sie durch den Wind leicht in die
^llchbarweinbergehineingetragen werden und die dort vorgenommene Arbeit zur Beseitigungdes
H°u° und Sauerwurms vergeblich machen. ^ ^ .

In dieser Erkenntnis haben sich nun in letzter Zeit wohl in allen Gelneten der Rhein-
p"vmz die Winzer zusammengeschlossen.Sie haben die gemeinsame Bekämpfung des Heu- und
sauerwurms in die Hand genommen. Sehr vielfach haben sich die Gemeinden an die Spitze
2«, die Bekämpfung des Heu- und Sauerwurms ist zur gemeinsamen Sache gemacht worden,
und »uni hofft von diesen großzügigenVersuchen,daß man immer mehr dieses bedentcndcn und
g"ßten Feindes unseres deutschen Weinbaues allmählich Herr werden wird.
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In der richtigen Erkenntnis, daß ein derartig groß angelegter Versuch auf Grundlage
einer allgemeinenOrganisation der Unterstützungbedarf, hat die Staatsregierung beschlossen, einen
Zuschußvon 33 333 Mark für die Winterbekämpfnug zu geben, d. h. für die Vernichtung der
Winterpnppen des Schädlings. Sie hat ferner beschlossen,zur Sommerbekämpfung,zur Vernichtung
der Würmer des Heu- uud Sauerwurms, zum Fang der Motten usw. den doppelten Betrag zur
Verfügung zu stellen. Bedingung dieser staatlichenBeihilfe ist, daß die Provinz und die beteiligten
Kreise je den gleichen Betrag bewilligen,und es ist fernere Bedingung, daß allgemein und einheitlich
gegen den Schädling vorgegangenwird, und endlich, daß auch die Bekämpfnngsmaßnahmen,die im
Einzelnen getroffen werden, auf's strengste durch dazu berufene Kommissionen usw. kontrolliert werden.
Nnr so kann man einigermaßen einen Erfolg von dem Borge hen der Gemeindenusw. erwarten.

Dieses Vorgehen der Staatsregierung, die Bewilligung des Betrages unter der Bedingung,
daß sich die Provinz und die Kreise beteiligen,hat den Provinzialausschußveranlaßt, dem Provinzial-
lcmdtagevorzuschlagen, die gleiche Summe wie der Staat zur Verfügung zu stellen. Es ist in
Coblenz unter dem Vorsitzedes Herr Ober-Präsidenten eine Kommissioneingesetzt worden, der auch
der Landeshauptmann angehört. Diese Kommission hat die Aufgabe, die Oberverteilung der be¬
willigten Summen an die einzelnenKreife vorzunehmen. Die Kreisansschüsse werden im Einzelnen
bestimmen,welche geeigneten Maßnahmen für das betreffendeGebiet zn ergreifen sind, nnd sie
werden auch die Unterverteiluug der bewilligten Summen auf die einzelneuGemeinden vornehmen.
Hierdurch wird erreicht, daß eine Verschwendungder Gelder vermiede« wird. Es wird streng
kontrolliert, daß die bewilligten Gelder an die richtige Stelle gelangen. Die Mittel, die die
Provinz für die Winterbekämpfungaufzubringen hat, follen in Höhe von 30 000 Mark aus der
Summe gedeckt werden, die für den Westfondserfpart wird, und 3333 Mark werden gedeckt aus
allgemeinen Uebelschüssen.Die Mittel für die Sommerbekämvfnng in Höhe von 66 666 Mark
werden, foweit es möglich ist, aus zu erwartenden Uelierschüssen oder aus dem Betriebsfonds
gedeckt werden.

Die I. nnd IV. Fachkommissionhaben einstimmigbeschlossen, dem Hause zu empfehlen,
den Antrag des Provinzialausschussesanzunehmen,

Sie haben ferner in der Ihnen zugegangenenEntschließnnghinzugefügt, der Provinzial'
ansschußmochte ermächtigt werden, mich für die Winterbekämpfnng im Jahre 1911/1912 — D
die Winterbekämpfungallein — den gleichen Betrag znr Verfügung zu stellen.

Dies war deshalb nötig, meine Herren, weil die Winterbekämpfnngfür das nächste Jahr
bereits im Herbst dieses Jahres einsetzen und organisiert werden muß. Da nnn der Provinzial¬
landtag erst übers Jahr wieder zusammentritt, so würde es notwendig sein, daß der Provinzial-
ansschnß von Ihnen die Ermächtigung bekommt,diese Summen zur Verfügung zu stellen. Soviel
bekannt ist, hat die Königliche Staatsregierung die Neigung und hat auch bereits in Aussicht
gestellt, für das nächste Jahr die gleichen Beträge zur Verfügung zu stellen, um zu erreichen, daß
dieser Versuch allgemein und möglichst ganz durchgeführtwird.

Ich darf wohl ferner annehmen, daß die Winzerbevölkernnges mit Freuden begrüßen
wird, wenn dem hartbedrängten Winzerstande in dieser Weise geholfenwird. Es sollen, wie ich
ausdrücklich bemerke, keine eigentlichen Notstandsgeldersein. Es soll damit kein Notstand im all¬
gemeinen beseitigt werden — mit dieser Frage wird der Provinziallandtag wahrscheinlich noch be¬
schäftigt werden — sondern die Bewilligung soll lediglich dazu dienen, einen groß angelegten Versuch
allgemeinzu fördern, und ich glaube sicher, daß die Winzerbevölkeruug,wenn die Summe auch mch
allzugruß und allzubedeutendist, doch gern diese Beträge entgegennehmen und versuchen wird, n"
chrer Hilfe des größten und gefährlichsten NebschädlingsHerr zu werde».
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung. Das Wort hat Herr Abge¬
ordneter von Groote.

Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Ich möchte nur zu Ziffer 2 des Antrages
bemerken,daß die Sache so gedacht ist, daß der Provinzialausschuß, wenn für das nächste Jahr
auch wieder Mittel zur Verfügung gestellt werden, nicht nnbedingt an den Betrag gebundenist,
der in diesem Jahre zur Verfügung gestellt werden soll, also an die 33 000 Mark. Ich habe
bie Sache vielmehr so gedacht, uud ich glaube die übrigen Herren in der IV. Fachkommission
"uch, daß die Beträge, die überhaupt als Unterstützungzur Bekämpfung gegeben werden, in gleicher
«Weise wie in diesem Jahre zwischen Staat uud Provinz geteilt werde». Sollte also der Staats-
beitrag höher werden oder sollte er auch geringer werden, dann müßte sich meines Emchtens selbst¬
verständlich die Höhe der Provinzialuuterstützungdarnach richten,

VorsitzenderSpiritus: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich weiß nicht, ob das ganz richtig ist. Das

wäre der erste Fall, wo wir dem Staate einen Blankowechsel ausstellen und sagen würden: Wir
bezahlendas, was du bewilligst. Früher sind wir doch wenigstens gefragt worden. Jetzt sollen
wir aber einfach sagen: Wenn der Staat 200 000 Mark bewilligt, machen wir die Augen zu uud
^hlen auch 200000 Mark. Ich muß doch voraussetze»,daß wir daun wenigstensgefragt weiden.
(Sehr richtig.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteEngelsmann.
AbgeordneterEngels mann: Meine Herren! Ich will nicht gegen den Antrag sprechen,

lch bin voll und ganz mit der Vorlage einverstanden. Aber man würde es nicht verstehen, wenn
^ speziell als derjenige, der eigentlich in Berlin den Antrag gestellt hat, hier nicht das Wort
^greifen würde. Sie werden ja wifsen, daß im Abgeordnetenhausein Berlin die Frage sowohl
w der Kommissionals auch im Plenum behandelt worden ist, und wir haben sowohl in der Kom¬
mission als im Plenum nicht mehr einen bloßen Versuchmit der Bekämpfungdes Heu- und Sauer¬
wurms machenwollen, wie es vorgestern hier in der Kommissionhingestellt wurde, sondern wir
wollten effektiv den Heu- uud Sauerwurm so bekämpfen,wie es in den Domänen und Wein¬
bergen des Staates im Rheingau durch Winter» und Sommerbekämpfuug gemein-
iHafilich geschehen ist. Es ist ja vorhin gesagt worden, die chemischen Mittel hätten alle
^rsagi. Aber versagt hat nicht die gemeinsame Bekämpfung,und zwar die Sommer- und Winter-
, Dämpfung, in solchen Bezirken, wo sie seit Jahren unternommen worden.ist. Das muß ich hier
"n rheinischen Parlament betonen. Man würde es nicht verstehen, wenn hier gar nicht davon ge¬
liehen würde uud mir nichts dir nichts die Sache so verliefe, daß nach wie vor wie bei

Meliorationen der Staat, die Provinzen und die Kreise ihren Anteil bezahlen, wenn
lHt wenigstensdie Sache hier ein klein wenig gekennzeichnetwürde.

Es ist festgestelltworden, wie ich nochmals fagen will, daß zwar die chemifchcnMittel
e versagt haben, daß aber die Sommer- und Winterbekämpfnng, wie sie speziell vom Staate,

°n den KöniglichenDomänen im Rheingau unternommen worden ist, zu ganz vorzüglichen Reful-
l"en geführt hat.

8N m- ^ exemplifiziereauf das Jahr 1910. Im Jahre 1910 wurden im Stcinberg, der
" Morgen groß ist, 98 Halbstück geerntet, in der Gemarkung Nanenthal, wo die Königliche
nmäne auch 50 bis 60 Morgen Weinberge hat, ist die Bekämpfung mit einem anderen großen
°>cher namens Kimes durchgeführtwurden, und da sind 48 Halbstück Wein gcerntet worden. In

" Gemeinde Nttdcsheim hingegen, wo die Königliche Domäne 48 bis 50 Morgen Weinberge hat,
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wo aber die Bekämpfungnicht so durchgefühltwerden konnte, well die Weinberge zu 2, 3, 4 oder
5 Morgen einzeln gelegensind, ist auf sage und schreibe 48 Morgen ein Halbstück Wein geerntet
worden. (Hört, hört!)

Wir haben in unserem Antrage festgelegt, daß der Staat eventuell 60 Mark für den
Morgen bezahlen sollte. Wenn dies gemacht wird, dann sind wir der festen Ueberzeugung,daß
wenigstens für mehrere Jahre der Heu- und Sauerwurm verschwindet. Wenn allerdings vielleicht
ein ganz schlechtes Jahr kommen sollte, wenn uns die Mutter Natur nicht helfen würde, dann
würde vielleicht die Möglichkeit gegeben sein, daß auch nachher hier und da ein Versuchgemacht
werden müßte. Aber ich will nochmals bemerken, wir wollten jetzt absolut keine Versuche mehr
mache», sondern wir wollten jetzt den Heu- und Sauerwurm bekämpfen bis aufs Messer (Bravo!),
mit anderen Worten den Feldzug gegen ihn eröffnen. (Vrovo!) Der Antrag :st ja auch in der
21 gliedrigenKommissiondes Abgeordnetenhausesmit 17 gegen 4 Stimmen und auch im Plenum
mit großer Majorität angenommenworden.

Wir, die Parteien, die dafür gestimmthaben, hatten nun geglaubt, daß, wenn auch die
Königliche Staatsregierung vielleichtnicht die 60 Mark zahlen würde, doch ein Verständnis erzielt
werden würde. Bis heute ist noch nichts geschehen. Wir haben nun hier die Vorlage. Ich sage
nochmals: Wir sind nicht dagegen; aber ich mußte dies kennzeichnen.

Es wird immer gesagt, wenn nicht der Staat, die Provinz uud die betreffendenVezirks-
verbände und Kreise je ein Drittel geben, so kann nichts geschehen, dann müßte man die Sache so
weiter gehen lassen. Im preußischen Abgeurdnetenhausehat mein Kollege Müller vom Zentrum —
ich hatte mir die Sache auch vorher notiert — auf ein Beispiel aus den Jahren 1900 und 1903
verwiesen. Damals ist in Schlesien ganz anders verfahren wurden. Ich will Ihnen das nur in
ganz kurzen Worten schildern. Bei den Hochwasserschäden 1909 in Schlesien hat der Staat im
ganzen 31 Millionen Mark bezahlt, die Provinz Schlesien 7 800 000 Mark, also ein
Viertel, Kreise und Verbände absolut nichts. Im Jahre 1903 hat der Staat schenkungs¬
weise 3'/« Millionen Mark und als uuverziuslichesDarlehen ebenfalls 3'/^ Millionen Mark
gegeben. Die Beteiligung der Provinz betrug 'Z25 000 Mark, die Kreise zahlten nichts.

Wenn man auch noch vielleicht sagen könnte, es wäre in Schlesien ganz etwas anderes ge-
gewesen, so können Sie doch versichert sein, meine Herren, daß die Zustände jetzt in unserem preußischen
Weingebiete beinahe unhaltbar geworden sind. Wenn auch die Weinbaugebieteder Mosel, Ruwer
und Saar, wie vorhin schon der Herr Referent sagte, das nicht bedürfen, wenn diese auch noch im¬
stande sind, die Mittel selbst cmfzubringeu,fo sind die anderen Weinbaugebiete,der ganze Rhein¬
gau, die ganzen Seitentäler des Rheins, das ganze Nahegebiet und das Ahrgebiet so weit, daß
ste die Kosten beinahe nicht mehr erschwingen können. Das ist auch der Grund, weswegenman
die allgemeineBekämpfung,spezielldes Heu- und Sauerwurms, durch deu Staat wünschte. Wenn
er das getan hätte, so hätte das die betreffenden Leute angefeuert, ste hätten wieder Mut bekommen,
und wenn ein gutes Jahr gekommen wäre, hätte der Staat vielleicht noch ein Geschäft damit gemacht»

Ich fühle mich verpflichtet,dies als rheinischer Winzer zu sagen.
Im Kreise Kreuznach ist der Ausfall allein für das Jahr 1910 6 Millionen Mark und

für die Stadt Kreuznach1'/, Millionen Mark, Gehen Sie jetzt in den ganzen Rheingau: Was
smd da für Ernten gewefen! Das größte Gut iu Rheinhefsen, allerdings nicht auf preußischem
Gebiet, das Gut von Espenschiedin Bingen. das 200 Morgen umfaßt, hat 6^2 Stück Wein
Lerntet. Im Kreise Kreuznach hat man auf einem Gute von 120 Morgen, wo man anfangs
September noch auf eine Ernte von 120 Stück Wein rechnete, schließlich nur 22 Stück Wein
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bekommen, weil vor allem der Sauerwurm aus den Nachbar-Weinbergendort hinein gekommen ist.
Solche Verluste hat ein einziges Jahr gebracht. Sie können sich aber denken, daß die Verluste sich
nicht auf dieses eine Jahr beschranken. Wir haben auch in Berlin mitgeteilt, daß mit Ausnahme
des Mosel-, Nuwer- und Saargebietes die Winzer schon immer sozusagen mit Uuterbilanz arbeiten
mußten. Wenn man für das Stück Wein 20 Jahre lang bis 1906 nur 300 bis 400 Mark
bekommt und der Preis für den Anbau 600 Mark betragen hat, fo kann man nichts verdienen,
das ist ganz selbstverständlich.Dann kamen die schlechten Jahre, die Mißjahre 1906, 1907, 1908
und 1909 dazu, und dann das vollständigeFehljahr 1910. Da können Sie sich denken, wie die
Stimmung in den betreffendenKreisen ist. Wir sehen es als einen großen Notstand an, und ich
h°ffe, daß die KöniglicheStaatsregierung doch ein klein wenig Einsehen haben nnd den Winzern
helfen wird, und daß wir die gemeinsame Bekämpfungdes Heu- und Sauerwurms streng durch¬
führen können.

Ich bin der festen Ueberzeugung:Der Staat wird selbst sein Geschäft dabei machen,(Beifall.)
Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Seine Exzellenz der Königliche Landtagskommissarius.
KöniglicherLandtagskommissarius,Ober-Präsident, Staatsminister Freiherr von Rhein-

baben: Ich glaube, es hätte des Appells des Herrn Vorredners nicht bedurft, daß die Königliche
Staatsregieruug doch ein klein wenig Einsehen hätte. Das „klein wenig Einsehen" hat sie bekundet,
indem sie ihrerseits die Initiative zu dem ganzen Vorgehen ergriffen hat. (Sehr richtig!)

Der Herr Vorredner hat bei seinen Ausführungen immer zwei Dinge vollkommen durch
einander laufen lasfen, das ist nämlich die Bekämpfung des Heu- und Sauerwurms und die soge¬
nannte Notstandsllktion.

Was zunächst die Bekämpfung des Heu- und Sauerwurins angeht, so hat ja der Herr
Minister für Landwirtschaftseinerzeitdie Initiative dazu ergriffen, um endlich in energischer Weise
Mit der Bekämpfung vorzugehen. Meine Herren, ob man das als einen Versuch hinstellt oder
überhaupt als eine Bekämpfung des Heu- nnd Sauerwurms auf Tod und Leben kommt ganz auf
dasselbe hinaus. Wir wollen allerdings dem Heu- und Sauerwurm, wenn irgend möglich, ans
öeben, aber noch hat kein Mensch die Garantie dafür geben können, ob mit diesen Maßnahmen,
b« wir planen, in der Tat dieser „Kampf bis auf das Messer" durchgeführtwerden kaun. Wir
hoffen es dringend und wollen mit aller Energie in diefer Beziehung vorgehen, und ich kann nur
dankbar anerkennen,daß die beteiligtenHerren Landräte sofort nach dieser Richtung hin vorgegangen
f'nd, und daß sich in der Winzerbevölkernngein großes Verständnis und eine große Bereitwilligkeit
5" energischenMaßnahmen kund gegeben hat. Es ist im Wege der Freiwilligkeit gelungen, in
"«er Reihe von Kreisen, 90°/° der ganzen Weinbau treibenden Bevölkerung dazu zu bestimmen,
Nut einer energischen Bekämpfung des Heu- und Sauerwurms vorzugehen.
^. Es stehen für dieses Jahr für die Winterbekämpfung, die verhältnismäßig geringere
^"ttel erfordert, 100000 Mark zur Verfügung. Rund 33000 Mark davon hat der Staat gegeben,
^ gleiche Snmme wird Ihnen vorgeschlagen, von der Provinz zu bewilligen,und der Rest soll von
°°n Interessenten und von den Kreisen aufgebrachtwerden. Die Kreise haben die Beschlüsse schon
^fnßt oder werden sie noch fassen — auch eiu Beweis dafür, daß die Kreise ein lebhaftes Interesse
°n der Sache haben und gern bereit sind, diese verhältnismäßig nicht sehr großen Opfer zu bringen.

Für die Sommerbckämpfuug,die ja erheblich kostfpieligcr ist, weil da auch gelohnte Kräfte
"'genommen werden müssen, um den Fang der Motten und dergl. zu bewirken, steht die doppelte
«umme zur Verfügung, immer vorausgesetzt, daß die Provinz auch dieselbe Summe bewilligt, die
°°r Staat bereits bewilligt hat.

21
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Wir haben dann für die Winterbekämpfunginsgesamt 100000 Mark, für die Sommer¬
bekämpfung insgesamt 200000 Mark, so daß wir also für eine kurze Spanne Zeit 300000 Mark
zur Verfügung haben, um diefen energischen Kampf aufzuuehmen,der hoffentlich, wenngleich er sich
im Augenblickauch nur noch als ein Versuch darstellt, doch einen günstigenAusgang nimmt und
der sich damit auch über das Stadium des Versuchshinaus erheben wird.

Ich glaube also die aus den Ausführungen des Herrn Vorredners herausklingende Annahme
widerlegen zu muffen, als ob die Staatsregierung, insbefondere der Herr Minister für Landwirtschaft,
nicht in diefer Beziehung das Ihrige getau hatten.

Meine Herren! Unabhängig davon handelt es sich um die sogenannte Notstandsaktion.
Der Herr Vorredner hat gewissermaßen einen Vorwurf gegen die Staatsregierung daraus hergeleitet,
daß an andere Provinzen, beifpielsweifean die Provinz Schlesien, geringere Anforderungen gestellt
worden seien, als im vorliegenden Fall, daß dort der Staat erheblich höhere Mittel zur Verfügung
gestellt habe. Meine Herreu, in Schlesien handelte es sich damals um eine allgemeineKalamität
allererstenRanges. Den Herren wird bekannt sein, daß in weiten Gebieten der Provinz durch
die enormenHochwasser der Oder und vor allem der ganz gefährlichen Nebenflüsse, die zu Dutzenden
mit einem ungeheuerem Wasserandrang aus deu schroffen Bergen des Riesengebirges der Oder
zuströmen, eine enorme Schädigung der Provinz eingetreten war, und es war wohl richtig, daß
man in diesem Falle, wo die Provinz an sich schon aufs Aeußerste betroffen war, die Drittelung
uicht aufrecht erhalten hat. Aber der Herr Vorredner hat felbst angegeben, daß damals auch die
Provinz Schlesienzu einem Betrage von 7 Millionen Mark herangezogen worden ist. Meine Herren,
danken wir doch Gott, daß wir von folchen Kalamitäten im allgemeinen nicht betroffen worden
find, und daß die Rheinprovinz, wie ich glaube, in der Tat in der Lage ist, diefe verhältnismäßig
doch erträgliche Summe ihrerfeits aufzubringen. Sonst kann ich aus einer langjährigen Praxis
nur bestätigen,daß immer dieser Grundsatz der Drittelnng aufrecht erhalten worden ist: Ein Drittel
die Nächstbeteiligten,alfu in erster Linie die Kreife, ein Drittel die Provinz uud ein Drittel der
Staat, und, meine Herren, ich halte das für eine fehr weise Maßregel, Die Kontrolle über die
Bedürfnisse im einzelnen kann vom Staate und kann von der Provinz gar nicht in genügender
Weise geübt werden. Dazu ist die Provinz zu groß, dazu ist erst recht der Staat zu groß. Aber
die Mitwirkung des Kreises bürgt dafür, daß wirtschaftlichvorgegangenwird, daß nicht Provinzial-
und Staatsgelder unnütz ausgegeben werden. Die Kreise stehen den Verhältnissen so nahe, um
wirkliches Bedürfnis von Nichtbedürfnis, Bedürftige von Nichtbedürftigen uuterscheidenzu können
und die Mittel dahin zn geben, wo in der Tat ein Bedürfnis ist. Außerdem ist es doch sachlich
vollkommeu berechtigt,daß, wo es sich um Mißstüude und Schäden in den einzelnen Kreifen handelt,
auch die Kreise an der Beseitigung der Schäden selbst mitwirken. Dieses Prinzip ist ja auch schon
vom Provinzillllandtllge in mehreren Fällen, wenn ich mich nicht irre bei den rechtsrheinischen
Überschwemmungen,bei der Sieg und dergl. akzeptiert worden.

Ich glaube also, daß in dieser Beziehung die Vorwürfe des Herrn Vorredners doch nicht
ganz gerechtfertigtwaren, und, meine Herren, ich kann nur nochmals davor warnen, hier etwa e:ne
allgemeineNotstandsaktionproklamierenzu wollen. Nichts ist verderblicher, als wenn man erfährt:
Ein ganzer Bezirk ist notleidend. Dann glaubt sich jeder als notleidend ansehen und aus dem
großen allgemeinenTopf so viel schöpfen zu muffen, wie möglichist, und man ertötet die Selbst¬
hilfe der Beteiligten. Diefe Selbsthilfe der Beteiligten wach zn halten, ist aber ein dringende«
öffentliches Bedürfnis.

Meine Herren! Sie werden ja heute nachmittag in der Fachkommifsion die Sache beraten.
Auch hier ist die Staatsregierung bereit, soweit zn helfen, wie es nötig ist. Ich glaube, der Herr
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Vorredner wird darin recht haben, daß einzelne Beteiligte, die jahrelang durch Mißernten betroffen
worden sind, an der unteren Ahr, auch im Kreise Kreuznach, in der Tat einer Beihilfe für eine
Reihe von Jahren bedürfen. Ich kann mir sehr wohl vorstellen, daß eine ganze Reihe, der durch
die Mißernten Betroffenen nicht in der Lage ist, die Zins- und Amortisationsbeträgeauf die auf«
genommenen Anleihen zu entrichten,und daß es daher sehr wünschenswert ist, ihnen für eine Reihe
von Jahren, bis hoffentlicheinmal wieder bessere Ernten eintreten, die Mittel zu gewähren, um
die Zins- und Amortisatiunslastenzu tragen. Vor allen Dingen, meine Herren, aber halte ich es
für sehr wünschenswert,daß man denjenigen Kreisen der Bevölkerung, die die Mittel zur Be¬
kämpfung der übrigen Schädlinge, abgesehen vom Heu- und Sanerwurm, nicht mehr aufbringen
können, aus öffentlichen Mitteln Beihilfen gibt. Wir dürfen es nicht dahin kommen lassen, daß
Man den Kampf gegen das Oidium, gegen die Peronospera, aufgibt und daß man sagt: Mögen
die Dinge so schlimm werden, wie sie wollen. Das ist eine Gefahr, daß die Bevölkerunginfolge
der schweren Mißernten in ihrem Eifer erlahmt. Deshalb hat der Herr Minister für Landwirtschaft
m einem mir erst gesternoder vorgestern zugegangenenErlaß eine uuverzinslicheund erst nach einer
Reihe von Jahren rückzahlbareDarlehnssmnme von 100 000 Mark, die an die Kreise zu verteilen
wäre, zur Verfügung gestellt uuter der Voraussetzung,daß die Provinz die gleiche Summe bewilligt.
Die Sache wird heute nachmittag in der Kommissionberaten werden, und ich hoffe zuversichtlich,
daß sich die Fachkommissionund demnächstdas Plenum diesem Vorschlage der Staatsregierung
anschließen werden.

Also, meine Herren, ich darf rekapitulieren: Die Staatsregierung, insbesondereder Herr
Minister für Landwirtschaft,hat erhebliche Mittel zur Verfügung gestellt, um energisch den Kampf
Legen den Heu- uud Sauerwurm aufzunehmen,und ich hoffe mit dem Herrn Vorredner, daß wir
durch diese Bekämpfung über die Periode des reinen Versuchs hinauswachsenund zu sicheren Re¬
sultaten für die dauernde Bekämpfung gelangen werden.

Der Herr Minister hat ferner in begrenztemMaße — und das halte ich für richtig —
bu Mittel zur Verfügung gestellt, um da, wo wirklich bei einzelnen Leuten eine Notlage eingetreten
'st' ihnen zur Ueberwindungder Notlage behilflich zu sein. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Groote. — Der Herr
abgeordnete verzichtet. Dann hat das Wort der Herr AbgeordneteFreiherr von Droschke.

Abgeordneter Freiherr von Troschke: Meine Herren! Ich wollte bloß ein kurzes
^°rt zur Auslegung des Zusatzautrages der IV. Fachkommission sagen. Ich habe den Antrag in
n Kommissiongestellt, und ich habe ihn so verstanden,daß der Provinzialausschußermächtigtsein

>^l, bis zur Höhe von 33334 Mark eine Beihilfe zn geben, wenn der Staat das Gleichetut.
^ehr richtig!) Ich glaube auch, daß die Fachkommissionin diesem Sinne ihren Beschlußgefaßt
Mi. Bedenklich würde es ja allerdings auch nicht sein, wenn man den Antrag so anslegen wollte,

le es vorhin der Herr Abgeordnetevon Groote getan hat. Ein Blankowechsel wäre damit nicht
Legeben; der Provinzialausschuß ist ja nur ermächtigt, feinerseitsdas zu tun, was der Staat
"t- jedoch in keiner Weife dazu verpflichtet.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo6.
^ . AbgeordneterFreiherr von Lo6: Meine Herren! Wir stehen bezüglich des rheinischen
Weinbaues vor großen und folgenschweren Entschließungen. Wir wissen aus alter Zeit, daß der

einbau bis Cüln hinunterging, und im Laufe der Jahre den Rhein hinauf abmarschierte. Das
uanze Gebiet von Cöln bis Bonn und über Bonn hinaus ist heute nicht mehr Weingebiet. Wir
Mn heute vor der Entwickelung,daß der Weinbau im Begriffe steht, weiter den Rhein hinauf
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abzumarschieren. Wenn man sich heute das Gebiet vom Sieggebirge bis Coblenz hinauf und den
Zustand der Weinberge daselbst besieht, dann kann man nur von einem völligen Zusammenbruch
sprechen. Wie das gekommen ist, meine Herren, kann man sich leicht klar machen, wenn man in
den letzten 20 Jahren erlebt hat, wie die Weinpreise und die Produktionsverhältnisseder Winzer
gelegen haben. Wir haben seitens der Bauernvereine seit über 20 Jahren petitioniert, daß wir
ein Weingesetzbekamen, wodurch der Weinbau gegen die unlautere Konkurrenz der Weinfälscher
geschütztwürde. Die Wirkungen des Weingesetzes,welches leider erst jüngst erlasse« worden ist,
haben wir heute gesehen. Hätten wir vor 10 Jahren, vor 15 Jahren das Weingesetzgehabt,
dann, glaube ich, daß wir uns heute über die Themata nicht zu unterhalten hätten, über die wir
jetzt verhandeln. Dann, meine Herreu, wären die Winzer in der Lage, aus eigenen Mitteln den
Kampf zu führen, sie hätten Geld in der Tasche. Es sind die kleinsten Existenzen, um die es sich
hier handelt, die völlig ausgepowert sind. Sie haben ans ihren Betrieben keine Erträge mehr
gehabt und haben aus ihrer eigenen Tasche, aus ihrem Vermögen zugesetzt, sie haben ihr Vermögen
zum größten Teil verloren und viele haben heute ein solches nicht mehr. Den Leuten ist die Lust
am Weinbau, die Möglichkeit,ihn weiterzuführen,benommen, denn sonst könnte man es nicht ver°
stehen, daß ein ganzes Weinbangebietso vor dem Zusammeubruchsteht, wie es heute der Fall ist.

Ich glaube, wir können als Rheinländer doch sagen: Wir sind stolz auf unseren rheinischen
Weinbau, er ist ein alter Erwerbszweig hier am Rhein gewesen und hat überall bis in die ent¬
ferntesten Gegenden der Welt den Namen der Rheinlande hinausgetragen; nicht nur, daß wir hier
selber aus eiuem guten Tropfen den Frohsinn geschöpft haben, fondern die ganze Welt schätzt unfern
Weinbau und wir haben alle Ursache, unsere Ehre darein zu setzeu, daß wir den rheinischen
Weinbau hier halten.

Meine Herren! Ich konstatiereaber auch, daß die Notlage der Winzer wirklich anerkannt
wurden ist. Ich darf hier wohl die Worte znr Kenntnis bringen, die der Herr Landwirtschaftsminister
in der Kommissiondes Abgeordnetenhausesgesprochen hat. Er hat dort eine formulierte Erklärung
abgegebenund — ich will bloß einen Satz hier vorlefen — gesagt: „Die Prüfung hat statt¬
gefunden und jedenfalls zu diesem Ergebnis geführt, daß im Rheingau und in einigen Kreisen der
Nheinprovinzdie Winzerbevölkerungsich in einer öffentlicheHilfe erheifchendenNutlage befindet,emer
Notlage, deren wefentliche Ursache nicht in den erfahrungsgemäß im Weinbau häusig auftretenden
Witteruugsschädeu,sondern in den mehr einem elementaren Ereignis gleichkommenden Schädigungen
zu erblicken ist."

Meine Herren! Von berufenster Seite ist also die Notlage anerkannt wurden. Ich geM
auch uicht zu deujeuigen,die den Leuten draußen, wenn sie in schwierigen Verhältnissen find, gleich
sagen: Wir müssen jetzt vom Staate verlangen, daß er uus unter die Arme greift. Der Bauer
hat doch wohl die alte zähe Eigenfchaft, daß er zunächst sich felbst zu helfen fucht. Hätte er uicht
diese Zähigkeit, dann lebte er langst nicht mehr auf den Höfen, die er heute sein eigen nennt, dann
wäre er längst abgewandert und hätte sein hartes und unrentables Geschäft daran gegeben. Aber
die Eigenfchaft, daß wir uus zuuächst selbst helfeu, ist eine Tatfache, die wir anerkennenkönne».
Hier jedoch, meine Herren, handelt es sich um zahllose Existenzen,die einfach am Ruin ihres Ver¬
mögens stehen, und wo der Staat und die Öffentlichkeit eine Verpflichtunghaben, diefe weiten
Nevölterungskreifeuicht untergehen zu lassen.

Gerade für die Kleinen, für die Armen, für die Bedürftigen sorgt ja die Pruvinz '«
einer su überaus dankenswertenWeise. Was wir hier an Fürsorge und dergleichen leisten, macht
ja Summen aus, die ius Unendliche hineingehen, und da kann es der Provinz hier nicht auf
100000 Mark mehr oder weniger ankommen.
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Wir haben ja die Verhandlungen im Parlament erlebt. Das Parlament in Berlin hat
sich in seiner überwältigendenMehrheit — es war nur eine Fraktion, die dagegenwar, das ganze
übrige Hans hat mit einem gewissen Aplomb die Sache zum Beschlußerhoben — größere Mittel
verlangt, weil man sich sagte: die Mittel, die von der Staatsregierung gefordertwerden, genügten
nicht. Wir können hier nicht mehr lange fackeln und warten. Meine Herren, wenn wir aber er¬
kennen, daß die Bekämpfung des Sauerwurms tatsächlich eine durchgreifendeHilfe ist, die den
Weinstock wieder produktiv,wieder ertragreich macht, dann können wir nicht warten, bis das nächste
Parlament einmal wieder etwas bewilligenwird und vielleicht der Provinziallandtag übers Jahr
im März zu spät hinterher kommt und vielleichtnachträglichdie Mittel gibt. Wir müssen die
Mittel a ^oni- haben. Der Weinban hat jetzt lange genug gelitten. Wir können auch nicht ein
Jahr mehr unnötig warten und deshalb stimme ich der Auffassungdes Herrn von Groote durchaus
bei, daß wir den Beschluß der Fachkommissiondahin auffassen, daß wir selbstverständlich bereit
s'»d, alles das zu zahlen, was der Staat demnächst von uns verlangen wird, daß wir den Pru-
vlnzilllausschußermächtigen— und das soll der Sinn der Resolution sein, so haben wir ihn auf-
gefaßt — darüber hinaus zu gehe», weun der Staat seine Leistungenvergrößert, und wir hoffen
un nächsten Jahre im Parlament und bei der Regierung doch so viel zu erreichen,daß das geschieht.
Dann aber, meine ich, würde es nicht verständlich sein, wenn wir hier nicht gleichen Schritt hielten,
und ich meine auch, meine Herren, die Provinzialverwaltung hier, der rheinische Provinziallandtag wäre
gerade die Stelle, die auch nach dieser Richtunghiu einen kleinen Druck auf die Negierungausüben könnte.

Wenn wir unsern heutigenBeschluß in dem Sinne auffaßten, daß wir selbstverständlich das
bewilligen wollen, was die Regierung demnächst verlangen wird, so sagt das dem Parlament und
"er Regieruug: Die zunächst Beteiligten, die Leute, die hier den Notstand in der Provinz haben,
erkennen an, daß die jetzt abverlangtenMittel nicht ausreiche»,und sind bereit, mich weitere Mittel
3« bewilligen. Ich glaube, wenn Sie unsere Aktion in, Parlament in Berlin nnterstützen wollen,
bann müssen Sie den Beschlußder Kommissionin dem Sinne auslegen, wie Herr von Groote ihn
ausgelegt zn sehen wünscht. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist weiter uicht gewünscht worden, wird auch nicht
"ehr gewünscht. Ich schließe die Verhandlung.

Ich frage deu Herru Berichterstatter. Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Meine Herren! Dann darf ich ohne weiteres feststellen,daß Sie die Anträge Ihrer

- und IV. Fachkommission angenommenhaben.
Wir kommen zu Nnmmer 8:

Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteNeven Dn Mont, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Haushalts-

P"U, über den ich Ihnen hier zu berichtenhabe, enthält nur wenige Seiten und wenige Ziffern,
r 'st ein sogenannterdnrchlanfenderHaushaltsplan.

Wir habe» hier zunächst in Einnahme 1790 Mark mehr verzeichnet als im Vorjahre,
""sprechendden etwas größeren Ausgaben, die entstandensind. Diese größeren Ausgaben kommen
a"l^ Hauptsachedaher, daß innerhalb der regelmäßige«Aufsteiguugcu,die durch Reglements vor¬
gehen sind, einige Gehaltsvcrmehrnngen und vermehrte Wohnungsgeldzuschttsse stattfinden mußten,

ußerdem sind noch 1000 Mark mehr für Heizung,Velcuchtuug uud ähnliche Dinge notwendig geworden.
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Es ist eine Verminderung von 600 Mark eingetreten, weil den staatlichenArchivbeamten
nach dem Allerhöchsten Erlaß vom 15. September 1910 die Gehaltserhöhung nicht gezahlt werden
muß. Der Haushaltsplan kommt daher wieder zum Ausgleich, uud ich empfehleihn zur Annahme.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag des Herrn Referenten gehört. — Ich
stelle fest, daß Sie damit einverstandensind.

Wir gehen über zum nächsten Gegenstand:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial«
ausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtags.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Zur Erhaltung

unserer über die Rhcinprovinz ja in reichem Maße verstreutenhistorischen Denkmäler stehen auch in
diesem Jahre aus Provinzialmitteln 120 000 Mark znr Verfügung, wozu noch 3000 Mark aus
Zinsen rentbar angelegter Bestände treten.

Die Verwendung des größten Teils dieser Summe im Betrage von 70150 Mark ist aber
bereits durch Beschlüsse der früheren Provinziallandtage festgelegt.

Wir habeu zunächst wieder 3000 Mark für die Herstellung des historischen Atlas der
Nheinprovinz aufzuwenden.

Wir haben dann ferner wieder einen Beitrag von 25 000 Mark für die Denkmälerstatistik
und einen Beitrag von 3 750 Mark für die Bauleitung der von uns überuommeueuWieder¬
herstellungen zu leisten. Hier sind 750 Mark mehr als in allen früheren Jahren eingestellt
worden, die dadurch erforderlichwerdeu, daß eiue größere Auzahl von Bauten in der Ausführung
begriffen ist. Wir haben jetzt durchschnittlich 30 bis 40 Wiederherstellungsbautengleichzeitigin
Arbeit und dabei ist örtliche Bauleitung unbedingt erforderlich.

Als Gehalt für den Architekten werden aber 3000 bis 3600 Mark nicht zu viel sein und
die verbleibenden150 Mark müssen zu Reisekosten verwendetwerden.

Dann ist durch die früheren Beschlüsse des Provinziallandtages noch die zweite Rate für
die Wiederherstellungdes Turmes von Groß St. Martin in meiner Vaterstadt Cöln festgelegt
worden. Diefes denkwürdigeBauwerk ist in einem außerordentlich schlechten Zustande gewesen,
hauptsächlich dadurch, daß dieser Turm viel großartiger ausgeführt worden ist, als ursprünglich
beabsichtigtwar, wie man die Fundamente legte. Während des Baues hat man ein gewisses G«!^
mannsgefühl bekommen und hat den Turm und die Kirche viel großartiger ausgeführt, als es die
Fundamente zuließen. Dazu ist dann der Turm selbst zwar in Stein ausgeführt, aber er wurde
innen durch große aus Holzbalteu bestehende Verstrebungen zusammengehalten. Die verschiedenen
Brände nun, die den Turm in den Jahrhunderte« heimsuchten,haben diese Balken zerstört, und
man hat nicht rechtzeitig dafür gesorgt, daß sie wieder hergestelltwurden, so daß sich an vielen
Stellen in den Mauern statt Balken nur Löcher gefundenhaben, die mit einzelnenResten von
Kohle gefüllt waren.

Sie sehen aus dieser kuappen Darstellung, daß der Turm in der äußersten Gefahr war,
plötzlich zusammenzustürzen. Als man in den letzten Jahren darauf aufmerksamwurde, hat M
nun besondersdie KöniglicheStaatsregieruug außerordentlichum die Sache bekümmert, und es Y
gelungen, durch Beiträge von allen Seiten die große Bausumme, die 250000 Mark betrag'
aufzubringen, durch die es möglich sein wird, den Turm in seiner alten Form und Herrlich "
zu erhalten.



51. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 10. März 1911. 167

Der Staat hat die für ihn doch große Smnme von 50000 Mark gegeben, die Stadt
Cöln hat aus Gemeindemitteln50000 Mark aufgebracht, der Kirchenvorstandhat 50000 Mark
zusammengebracht,unser Regierungs-Präsident Dr. Steinmeister hat sich in liebenswürdigerWeise
der Aufgabe unterzogen, von zahlungsfähigen Bürgern der Stadt Cöln noch 50000 Mark zu
sammeln; dann ist die Provinz angegangenworden, einen ebenso großen Beitrag zu leisten,

Sie haben nun im vorigen Jahre 25000 Mark bewilligt. In diesem Jahre kommt die
zweite Rate der 50000 Mark, die Sie hoffentlich auch bewilligen werden, nnd für deren Bewillignng
ich Ihnen im Namen meiner Mitbürger auch von dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank sagen darf.

Wir kommen dann zur Mathenakirchein Wesel, wo auch eine zweite Rate von 10 000 Mark
für die Wiederherstellungverlangt wird.

Schließlichwird noch eine zweite Rate von 3400 Mark für die Aufstellung der Grab¬
denkmäler der clevischenGrafen in der Stiftskirche zu Cleve gefordert. Damit sind die 70150 Mark
erreicht,von denen ich Eingangs gesprochen habe.

Es bleiben dann fiir die neuen Zwecke noch 52 850 Mark übrig. Diese sollen nun in
folgenderWeise verwendetwerden.

Es gilt erstens noch ein Defizit bei der Denkmälerstatistikzu decken, Bei der Denkmäler¬
statistik hat es sich in den letzten Jahren um die Vorbereitung für die Veröffentlichungder großen
und zahlreichen Denkmäler in den Städten Cöln nnd Nachen gehandelt. Es wurden da 6 große
Halbbände über die Denkmäler in Cöln und 2 große Halbbände über die Denkmäler in Aachen
herausgegeben. Infolgedessen haben sich die betreffenden Stadtgemcinden zur Tragung von ^»
der Kosten bereit erklärt. Die Stadt Aachen hat 6000 Mark, die Stadt Cöln 20000 Mark
bewilligt. Wenn diese Veröffentlichungengemachtsind, so werden wir mit einem noch ans früheren
wahren herrührenden dauernden Defizit von 4500 Mark zu kämpfen haben, das endlich einmal
ausgeglichenwerden muß. Geschieht dies, so ist bei der Herausgabe der folgendenBände ein
weiteres Defizit nicht mehr zu erwarten; man wird vielmehr mit dem laufenden Veitrage von
25 000 Mark auskommen, den Sie in den letzten Jahren ja immer fchon bewilligt haben.

Es handelt fich dann in zweiter Linie um die Weiterführung der Ausgrabungen unter
dem AachenerMüuster und um das AachenerMünster herum. Bei diesen Ausgrabungen hat fich
herausgestellt,daß unter dem Aachener Münster die Fnndamente von zwei römischen Bauten aus
verschiedenerZeit liegen, und man hat ein großes Interesse daran, die Reste dieser Gebäude, die
wahrscheinlich Paläste gewesen sind, genau zu erforschen,nm die banlichenAnordnungen dieser Ge¬
bäude kennen zn lernen, da sich doch nun ciumal in Aachen das politische Zentrum des alten
Reichesbefunden hat.

Bei diesen Ausgrabungen hat man auch die Grabstätte Ottos Hl. freigelegt uud die
^leisärge der heiligen Corona und des heiligen Leopaldns erhoben, kurz man hat eine große
-"enge wissenschaftlichenMaterials bei diesen Ausgrabungen gesammelt. Die Stadt Aachenhat
"lch wieder zu dieser Sache einen Znschuß gegeben. Das Stiftskapitel hat sich aber wiederum
ablehnend verhalten. Sie selbst werden um einen Zuschuß vou 3400 Mark gebeten.

An dritter Stelle handelt es sich um die Erhaltung der St. Ludwigskirche in Saarbrücken,
"« hervorragendesBeispiel — und wohl eines der wenigen, das wir in der Rhcinprovinz haben —
°«s der Nokokozeit.

Es hat sich da zunächst darum gehandelt, das Gesims und die reich mit Figuren geschmückte
v m"?"^ s" erhalten. Allmählich aber hat sich heransgestellt, daß doch die ganze Kirche einer
unständigenErneuerung und Renovierung nutcrworfen werden muß. Die Gemeinde hat daher die
ufgabe übernommen, und die gesamten Kosten sind auf die große Summe von 230000 Mark
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bemessenworden. Die Provinz soll hierzu etwa ein Zehntel leisten. 15 000 Mark haben Sie
bereits in früherenJahren bewilligt. Sie werden um die Bewilligungder weiteren10000 Mark gebeten.

Es handelt sich dann darum, eine kleine romanische Dorfkirche in Marienberghausenim
Kreise Gummersbach,die als evangelischePfarrkirchedient, zu erhalten. Die Gemeinde hat hier 18000
Mark aufgebracht, und Sie werden um einen Beitrag von 3800 Mark gebeten. Es handelt sich
hauptsächlich darum, die merkwürdigespätgotische Ausmalung dieser Kirche zn erhalten.

Als achter Punkt erscheint wiederum die Burgruine Montjoic, die Sie ja schon öfter
beschäftigt hat. Der 41., der 43. nnd der 49. Landtag haben in Summa 11000 Mark bewilligt,
womit auch der größte Teil der Ruine nun in einen dauernd guten Zustand gesetzt worden ist.
Jetzt müssen nur noch die Wehrgänge und der äußere Zwiuger gereinigt nnd in guten Zustand
gesetzt werden. Dazu sind 5000 Mark erforderlich. Die Stadt Montjoie hat 2000 Mark auf¬
gebracht; der Staat gibt einen Zuschuß vou 1000 Mark. Sie werden um 2000 Mark ersucht.

Ich komme dann zu der alten Pfarrkirche in Niederspah. Die Gemeinde hat sich eine
neue Kirche gebaut. Sie hat daher aus kirchlichen Gründen an der Erhaltung der alten Pfarr¬
kirche kein Interesse. Zunächst handelt es sich jetzt nur um die Erhaltung des Turmes, der in
seinem Bestände gefährdet ist. Ueber die Erhaltung der Kirche follen noch weitere Erwägungen
stattfinden. Es wird in der nächsten Zeit eine Konferenz unter dem Vorsitz des Herrn Ober-
Präsidenten berufen werden. Man hofft, daß auch der Verein fiir Denkmalpflege sich an dieser
Sache beteiligen wird, und daß es dann gelingen wird, die ganze Kirche zu erhalten. Fiir die
Erhaltung des Turmes werden Sie um 2000 Mark gebeten.

In der Nähe liegt die Peterskapelle in Peterspay. Sie ist Eigentum der Zivilgemeinde
Boppard. Diese lehnt es aber ab. für die Erhaltung der Kirche etwas Besonderes zu tun, und
die Kirchengemeinde,die in Niederspay ihre eigene Kirche hat, hat auch an der Erhaltung dieses
Kapellchens kein Interesse. Es hat aber einen ziemlich großen künstlerischen Wert, da es ganz
ausgemalt ist, und zwar in einer ähnlichenWeise, wie die Kirche in St. Goar. Vorläufig müsse»
farbige Kopien dieser Malereien geschaffeil werden, um sie später vollständig wieder herzustellen,
Dafür werden 800 Mark von Ihnen gefordert.

Wir kommen dann zur Martiuskirche iu Oberwescl. Diese Kirche ist niemals vollständig
vollendet wurden; ihr südliches Seitenschiffist nicht ausgebaut, und Tnrm und Kirche haben durch
das Nichtbcstehen dieses Seitenschiffesinfolge des Winddrucksaußerordentlichgelitten. Die Summe,
die erforderlichist, um diese Kirche in einen guten Zustand zn versetzen,sollte ursprünglich33000
Mark betragen. Sie ist aber nach näherer Feststellung auf 60000 Mark erhöht worden. Die
Gemeindeleistet 20000 Mark, und Sie werden um die Deckuug des Defizits gebeten, in diesem
Jahre um eine erste Rate von 6000 Mark, weil »ur auf diese Weise die Bauten furtschreiten können-

Wir kommen dann zur Stadtbefestigung in Mayeu. Die Stadtbefestiguug iu Mayen ist
noch ziemlich gut erhalten, aber die Türme huben dort in ähnlicher Weife wie in Bacharach eine
Bedachung nötig, wenn sie nicht allmählich vollständigdem Verfall entgegengehen sollen.

Das Witthendertor kostet 4500 Mark, das Obertor 5300 Mark nnd der VogeltnrM
3000 Mark. Von dieser ganzen Summe, die die starkbelastete Gemeinde nicht aufbringen kann,
füllen Sie ein Drittel, das heißt 4 200 Mark zuschießen.

Wir müssen nns dann beschäftigen mit der evangelifchenPfarrkirche, ein ehemaliges
Flanziskanerklosterin Andernach. Durt hat sich feit dem Jahre 1804 nach der SäknlarifinMg der
NV<?? "'^ ^"^ "" Militärmagazin befunden. Die Kirche ist dann 1854 durch Friedrich
^mlhelm IV. der dortigen evangelifchen Gemeinde als Geschenk überwiesen worden.



51. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 10. März 1911. 169

Der 39. und der 40. Provinziallandtag bewilligten8000 Mark, die aber nicht vollständig
zur Vewendung gekommen sind, von denen vielmehr 4150 Mark später wieder an die Prouinzial-
kasse zurückgeflossensind. Jetzt ist aber eine vollständigeRestauration möglich, weil das Gebäude
nicht mehr den Zwecken der Militärverwaltung dient, weil auch ein anschließendes Gebäude, in dem
sich früher das Refektorium des Klosters befundenhat, für die evangelischeGemeindehat angekauft
werden können,und so kann die ganze Kirche unter Aufwendungvon 10 000 Mark »nieder hergestellt
werden,wozu Sie 5000 Mark als erste Rate zahlen sollen.

Ich komme dann zur evangelischen Kirche zu Vecherbach im Kreise Meiscnheim. Das ist
eine Kirche aus dem 18. Jahrhundert im Stile Louis XVI., ein sehr seltenes Bauwerk in der
Nheinprovinz. Die Erhaltung dieser Kirche wird einen Aufwand von 24 000 Mark nutwendig
machen. Die Gemeinde kann nur 5000 Mark leisten, nnd Sie werden vorläufig um einen Zuschuß
von 3000 Mark gebeten.

Ich komme dann zur evangelischen Kirche zu Kreuznach. In KrcuznachAuf dem Wörth
befindet sich eine Kirche, die 1332 von Simon von Sponheim errichtet worden ist. Sie dient
Mt 185? der evangelischen Kirchengemeinde,die sich aber jetzt eine eigene Kirche erbaut und ihre
frühere Kirche der englischen Gemeindezum Gottesdienst überwiesenhat.

Eine englische Gemeinde gibt es nnn in Kreuzuachnur im Sommer, nnd die Kurgäste,
"le die Kirche besuchen,tragen auch zu den Kosten des Gottesdienstes genügendbei, Sie haben
natürlich an dem Anfban des Kirchleins lein Interesse, und Sie werden daher um 2200 Mark zu
blescm Zwecke gebeten.

Wir haben dann noch für den Unterturturm in Meisenheim Geld aufzubringen. Bis in
"s 19. Jahrhundert hiueiu war die alte Befestigung von Meiscnheim noch recht gut erhalten;
aim aber ist sie zumeist abgebrochenworden. Der Unterturturm ist aber jetzt noch erhalten und

wll dauernd befestigt werden, wozu die Bewilligung der Hälfte der Küsten mit 1750 Mark
^antragt wird.

Das Grabmal des Ritters Gottfried von Bergheim aus dem Jahre 1335 in Münster-
">el hat ebenfalls eine Fürsorge der Provinz nötig. Es ist vor einigen Jahren in die Krypta
Erbracht wurden nnd hat bei diesem Transport sehr stark gelitten. Der Oberpfarrer will nun das
Grabmal aus eigenen Mitteln restaurierenlassen und hat sich dazu auch einen Steinmetzengewonnen.

s ist aber zn befürchten, daß diese Restaurierung in wenig sachgemäßer Weise stattfinden würde,
und es liegt sehr viel daran, daß sie unter der Aufsichtder Provinz ausgeführt wird. Dazu sind
""0 M<n-i erforderlich.
^ , Der Altenberger Dom, der uns nun beschäftigt, ist ja durch die große Fürsorge der

glerung, die 230 000 Mark dafür aufgebracht hat, jetzt in einer Weise wieder hergestellt,daß
/ b°^' weiterem Verfall geschützt ist. Der Altenberger Dumvcrein hat ebenfalls zn diesem Zweck
l«^ Mark beigesteuert, nicht nur 15 000 Mark, wie durch einen Druckfehler in der Druck-
'""> angegebenist.
. Es handelt sich jetzt darum, eine Publikation dieses Gebäudes vorzunehmen. Bei

^ Wiederherstellungsind die Gerüste auch dazu benutzt worden, sehr große und schöne
lnahmeu dieses Domes zn machen. Zu ihrer Publikation werden 2400 Mark als erste

""e gefordert.

be, Schließlichwerden noch 1000 Mark für die Herstellungder Ruine Fnstenburg bei Strom-
Erl? l^""'' ^" ^' Proviuziallandtag hatte hierzu 2000 Mark bewilligt. Die Kosten für die

^"ung des Vergfrids aus hohenstausischer Zeit um 1156 und die weiterenKosten zur Erhaltung

22
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der Ruine werden 4000 Mark ausmachen. Die Gemeindekann 3000 Mark durch eine Anleihe
aufbringen und Sie werden um die restlichen 1000 Mark gebeten.

Meine Herren! Ueber alle diese Dinge hat uns der Konservator Herr Professor Clemen
in der I. Fachkommissioneinen Vortrag gehalten, Wir haben uns von der Notwendigkeitund
Nützlichkeitaller Wiederherstellungenüberzeugt, und ich darf Sie daher in Uebereinstimmungmit
dem Beschlusse der I. Fachkommissionbitten, zn genehmigen,daß die zur Verfügung stehenden
123 000 Mark in der von mir gekennzeichneten Weise benutzt werden. (Beifall,)

Vorsitzender Sp iritns : Ich eröffne die Verhandlung.— Das Wort wird nicht gewünscht-
Ich schließe die Verhandlung. Ich stelle fest, daß Sie die Vorlage unverändert angenommen haben-

Es folgt Nr. 10 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteUngemach,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Ungemach: Meine Herren! Der Haushaltsplan der

Provinzialmuseenzu Bonn und Trier schließt in Einnahme und Ausgabe ab mit 104143 Man-
Sie finden den Haushaltsplan auf Seite 694 bis 705.

Die Einnahme aus eigenem Erwerb beträgt 12 750 Mark, der Stacitszufchuß12 000 Mark
und der Zuschuß der Provinz 79383 Mark. Das ist gegen früher ein Mehr von 10 070 Mark-
Diese setzen sich zusammenwie folgt.

Bei Titel 1 sind an ordentlichen Ausgaben für Gehaltssteigerungen1180 Mark mehr
erforderlich,ferner durch Beförderung eines Hilfsarbeiters zum Direktorialassistenten2730 Malt,
womit allerdings bei Titel II 1440 Mark für Hilfskräfte erspart werden.

Bei Titel III, 2 sind neu eingestelltworden, 2500 Mark für archäologifcheErforschung
der Stadt Trier.

Eine ähnliche Summe, 2700 Mark, ist früher vom Staate gegeben, aber im letzten
Jahre zurückgezogen worden, trotzdem, wie uns der Herr Landesrat Adams nachgewiesen hat, dieje
Arbeiten noch lange nicht beendet und auch hente noch von großer Bedeutung sind, Wir habe
uns deshalb veranlaßt sehen müssen,die Einstellung zu beantragen.

Bei Titel III, 5 mußten 1000 Mark mehr für die Instandsetzungder Gemälde aus den
KöniglichenMuseen eingestelltwerden und ferner 2300 Mark für Aufstellung und Unterhaltung
der Sammlungen, Anfertigung des Katalogs und für Verpackungskosten, wogegenbei diesem T»e
1000 Mark in Wegfall kommen,die im Jahre 1910 als einmaliger Betrag für Anschaffung "°"
Schränken gegeben waren. Bei Titel III, 7 muhten 1750 Mark mehr eingesetztwerden inM
Zunahme der Arbeit durch die stattgehabten Erweiterungen.

Für Heizung, Beleuchtung :c. werden 800 Mark mehr gefordert, für Schreibmaterialien
250 Mark mehr.

Namens der I. Fachkommission beantrage ich unveränderte Annahme. .,
Vorsitzender Spiritus: Wir habe» den Antrag gehört. — Das Wort wird nicht gewünsH-

Ich stelle fest, daß Sie dem Antrage zustimmen.
Wir kommen dann zum letzten Gegenstand der Tagesordnung: .^

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblich
Zwecke.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. de Weerth, dem ich das Wort gebe.



51. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 10. März 1911. 171

BerichterstatterAbgeordneterDr. de Weerth: Meine Herren! Der Haushaltsplan für
gewerbliche Zwecke enthalt die sämtlichenPositionen des Vorjahres und zwei Neuenistellungen.

Einmal wird beantragt, der Stadt Düsseldorf einen Zuschuß vou 10 000 Mark für die
hiesige Kunstgewerbeschule zu bewilligen. Diese Anstalt geht iu ihrer Bedeutung über den Nahmen
ber Stadt Düsseldorf hinaus. Sie erfordert immer steigendeZuschüsse und die Stadt Düsseldorf
bezieht im Gegensatze zn anderen großen Städten bisher keine Beihilfe aus diesem Fonds.

Zum anderen wird eine Unterstützungvon 2000 Mark zur Unterhaltung einer Eisen-
hütteninännischen Fachbibliothekhier iu Düsseldorf beantragt. Diese Bibliothek, die der Oeffentlich-
keit zugänglich gemacht werden soll, ist eine einzigartige Einrichtung in unserem Vaterlande, sie
wird bei der großen Bedeutung der Montanindustrie iu unserer Provinz voraussichtlicheine segens¬
reiche Wirkung haben und daher einem weiteren provinziellenInteresse dienen.

Diese beiden Nrucinstellungcn werden Ihnen von der I. Fachkommissionempfohlen,die
auch im übrigen den Ihnen vorgelegtenHaushaltsplan zur Annahme empfiehlt.

Vorsitzender Spiritus: Auch hier wird das Wort uicht gewünscht. Ich stelle
lest, daß Sie den Haushaltsplan angenommen haben. Meine Herren, wir sind am Schluß
bn Sitzuug.

Es handelt sich um die Feststelluug unseres weiteren Programms.
Zunächst möchte ich darauf hinweisen,daß heute der Eingang zur Hebuug der Winzeruot

er I. und IV. Fachkommission zugewiesen »norden ist. Der Herr Vorsitzende der I. Fachkommission
Mt mich ersucht, Ihnen hier vorzuschlagen, daß sich diese beiden Kommissionenmorgen Vormittag
/' Stunde vor der Plenarsitzung versammelnund den Gegenstandberaten. Der Herr Vorsitzende
^ I. Fachkommission glaubte, heute würde sich das nicht machenlassen, da die I. Fachkommission

nnt Gegenständen,die sie allein zn verhandeln hat, noch sehr reichlich bedacht ist.
Also eine halbe Stnnde vor der Plenarsitzung würden morgen die I. uud IV. Fach-

vnnnission wegen der Vorlage zur Hebung der Winzernot, mit der sich ja heute nachmittag noch
er Provinzialausschuß beschäftigen wird, in Zimmer XXII zusammentreten.

.. Dann, meine Herren, handelt es sich um die Tagesordnung für die morgige Sitzuug und
lese ist groß. Es sind auch noch wichtigeSachen daruuter.

^ Wir werden daher morgen nicht wie das früher meist der Fall war, iu einer kurzen Ver-
MNdlungfertig werden, sondern die Sitzung wird doch längere Zeit in Anspruchnehmen. Ueber
'e Zeit des Beginns der Tagung werden wir ja gleich sprechen können.

Die Tagesordnung würde folgende sein:
^ Eingänge.
' Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Ersatzwahlenfür den Provinzialausschuß, und
^ Vornahme der Wahlen.
- > Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Proviuzialausschusscs,betreffend

ble Wahl von Landesbauräten, und
< Vornahme der Wahlen.
' ^«trag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

°w Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäftender Neutcnbaukfür die Provinz Westfalen,
°^e Rheinprovinz und die Provinz Hesseu-Nllssau in Münster berufeueuKommissareund deren
Stellvertreter, und

Vornahme der Wahlen,
22»
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5. Antrag der I. Fachkonimissionzu dem uun 25 Provinziallandtags - Abgeordneten gestellten
Antrag auf Herbeiführung einer Gesetzesvorlage,welche eine Beschränkung der fortgesetzt
steigenden Zahl der Provinziallandtags-Abgeordneteueinführen soll.

6. Antrag der 1. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Antrag des Verbandes Rheinisch-WestfälischerGemeinden anf Uebernahmeeiner Garantie
für einen zu gründendenHaftpflichtverband.

7. Antrag der vereinigten I. und IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ansschnsses, betreffenddie Bereitstellung von Mitteln zur Hebung der Winzeruot.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Stellungnahme des Provinziallandtagcs zur Gründung einer Zwaugsgenossenschaft zum Zwecke
der Regelung der Vorflut und der Abwässerreinigungim linksrheinischenIndustriegebiet am
Niederrhein.

9. Antrag der I. Fachkommiffion zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Beschwerdedes Pflegers des in deu Ruhestand versetztenLandesbausekretärs Bernhard
Strauch in Gummersbach gegen die Entscheidungdes Pruviuzialnusschusseswegen der zwangt
weisen Versetzung in deu Ruhestand, und zu den weiteren Eingaben des p. Strauch.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Vurbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-
Verwaltung der Rheinproviuz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnenVerwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis
31. März 1912, und
Haupt'Haushaltsplan der Pruvinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 19H
bis 31. März 1912.

11. Antrag der Wahlprüfuugskommifsiunzu den stattgehabten Ersatzwahlen in deu Wahlkreise»
Barmen, Bernkastel, Duisburg (2 Abgeordnete), Dttren, Essen (Land). Essen (Stadt), Mors,
Ottweiler, Saarbrücken, Siegkrcis und Waldbroel.

12. Autrag der I. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
13. Antrag der II. Fachkommission ans Entlastung der ihr überwiesenenRechnungen.
14. Ailtrag der III. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwieseneuRechnungen.
15. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.

Sie sehen, also meine Herren, wir haben »och recht viel zu erledige«, und es fragt p )
uuu, wnnu wir aufangen sollen. Ich glaube doch, Ihuen empfehlenzn sollen, daß wir recht z" '3
anfangen, da doch die meistenvon Ihneu hoffen, am Abend zn Haufe sein zu können.

Ich möchte 10 Uhr vorschlagen. Da,n mühte allerdings die vereinigte Kommission «M
l/2 10 Uhr tagen. Das wird sich aber machen lassen.

Ist das Ihr Wille? — Widersprucherfolgt nicht. Dann stelle ich das fest und f"g°/
ob noch das Wort gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 3 Uhr 5 Miuuten.)
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